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offensiv, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
seI bst ändern.

o ffe ns iv li n ks - solidarisch mit
allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit allen Be­

wegungen für den Sozialis­
mus.

beweisbar falsch. Der Buchdruck
konnte nur deshalb seinen Siegeszug
antreten, weil die Kunst des Lesens
und Schreibens nicht mehr auf die
kleine Schicht der gebildeten Kleri­
ker beschränkt war, weil die Entwick­
lung des internationalen Handels den
Austausch exakter Informationen -
der ersten Zeitungen - notwendig
machte. (Geraume Zeit vorher war
in China die gleiche Erfindung am
Umstand gescheitert, daß für die
wenigen schreib - und lesekundigen
Mandarine eine massenhafte Verviel­
fältigung nicht vonnöten war.)

Ebenso falsch wäre es, die gegenwärtige
Entwicklung auf dem Mediensektor,
die längst noch nicht abgeschlossen
ist, als ein Produkt des Zufalls der
stunde anzusehen. Das Grundprinzip
des Fotosatzes, bei dem nicht mehr
bewegliche eingefärbte Lettern auf
Papier gepreßt werden, sondern
Lichtstrahlen die Zeichen auf Filme
brennen, wurde bereits 1894 von dem
Ungarn Porszolt erfunden.

Eine Voraussetzung für die "elektroni­
sche Revolution" stellt der - vor allem
von US-Militärstrategen - seit den
vierziger Jahren favorisierte Trend dar,

Kommen die Medienarbeiter
auf den elektronischen Stuhl?

Die Erfindung des Drucks mit beweg­
lichen Lettern, die von dem Mainzer
Johannes Gensfleisch zum Gutenberg
um das Jahr 1440 gemacht wurde,
war in der Tat eine wesentliche Vor­
aussetzung für die Massenproduktion
an Lesestoff - zumal sich nicht nur
die Herstellungskapazität verviel­
fachte sondern dadurch auch der
Preis des so VerVielfältigten auch
auf ein Zehntel reduzierte. Wenn
aber Herrn Gutenbergs Erfindung heu­
te noch in den Schulbüchern die
Schuld an den gesellschaftlichen Um­
wälzungen am Beginn der Neuzeit
- der Reformation und den Bauern­
kriegen - angelastet wird, so ist dies

Erfindungen fallen nicht vom
Himmel

Fortsetzung von Seite 1

Betracht gezogen werden kann; ­
einen Menschen der 1500 Zeichen in
15 sekunden setzt, suchen die Unter­
nehmer bislang vergeblich. Die tech­
nische Innovation (Erneuerung) durch
Elektronik schlägt zu. Aber wen
trifft sie (

Karl Marx *

weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins
Bewußtsein rufen, Proble­
me verallgemeinern, die
die Überlebtheit, ja Le­
bensgefähr lichkeit des Ka­
pitali sm us offenl egen
bei uns in Österreich und
in der Welt. Links, weil
wir die Sackgassen in der
Entwicklung der sogenann­
ten sozialistischen Länder
auch als solche kennzeich­
nen.

links,

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
..• man muß diese versteinerten Ver­
hältniSfe dadurch zum Tanzen brin­
gen, daß man ihnen ihre eigene

Melodie vorsingt!
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anhand von Modellen der Wirklichkeit
Krisenmanagment zu erproben. Für
diese Systemanalysen ist eine umfassen­
de Information über die dem Modell
zugrundliegende Realität vonnöten.
Zum anderro bringt auch die fortschrei ­
tend enger werdende Verflechtung der
Weltwirtschaft ein verstärktes Informa­
tionsbedürfnis mit sich. Schließlich
trägt die vergleichsweise starke Roh­
stoffgebundenheit der Kommunikations­
industrie und deren Expansion auf den
Freizeitmärkten zu jener "Informations­
explosion "bei, die nur mehr mit Hilfe
elektronischer Datenverarbeitung
schlecht und recht bewältigbar wird.

Die konkreten Gründe für technische
Innovationen am Mediensektor, die
sich innerhalb der nächsten fünf Jahre
auch in Österreich durchsetzen werden,
liegen einerseits in einer Sättigung der
traditionellen Märkte und der damit ver­
bundenen Suche nach neuen Absatz­
sphären, andererseits in dem für das
Kapital notwendigen Krisenmanag-
ment durch Automatisierung und Ar­
beitsintensiv ierung.

Hatten die Jünger Gutenbergs die Blei­
typen ursprünglich mit der Hand aus den
Setzkästen, die heute zum modischen
Aufputz der Wohnzimmerwände werden,
gefischt, so tippten die Setzer seit 1886
den Text in jene von Mergenthaler er­
fundene Linotype -Maschine, die jeweils
eine ganze Druckzeile (a line of types)

in Blei gießt. Die seit zwei Jahrzehnten

und gegenwärtig noch in allen öster­
reichischen Zeitungshäusern verwen ­
dete Verv;)llkommnung dieses Sy­
stems arbeitet mit einem Lochstrei­
fen' auf dem der ganze zu setzende
Text verschlüsselt abgebildet ist. Ein
Computer ("Satzrechner" ) zerlegt
den Text hierbei in gleichlange Zei­
len. Zwar werden die Bleilettern
nicht mehr wie im 15. Jahrhundert
mit einer Mischung aus Hundefett
und Ruß bestrichen, um dann mit
einer handbetriebenen Presse auf das
Papier "gedruckt" zu werden, am
Prinzip Gutenbergs aber hatten die
technischen Verbesserungen nicht
gerüttelt. Auch die Tätigkeitsberei­
che der an der Herstellung eines
Druckwerkes Beteiligten blieben
weitgehend unverändert: Der Journa ­
list oder ein sonstiger Schreiber ver­
faßt den Text, der Setzer überträgt
diesen in Bleilettern, der Metteur
"umbricht", d. h. gestaltet aus die­
sen die Druckseite und der Drucker
vollendet das Produkt.

Untemehmerlogik maskiert
sich als Zwang der Technik

Bei "Vollelektronisierung" wird in
einer Zeitungsredaktion künftig der
Journalist seinen Artikel nicht mehr
in die Schreibmaschine, sondern in
ein Bildschirmgerät (Videoterminal)
tippen. Von dort geht das Geschrie­
bene in einen Computerspeicher,
der auch die hereinkommenden Agen­
turmeldungen aufnimmt. Das Agen­
turmaterial und die verschiedenen
Artikel können entweder zwecks Über­
arbeitung und Korrektur nochmals
auf den Bildschirm gerufen werden
oder direkt zum Satzrechner gehen,
der die gewünschte Spaltenbreite
herstellt. Gleichzeitig können auch
über Kabel oder Richtfunk die Bei­
träge aus Außenredaktionen in den
Zentralcomputer eingespeist werden.
Immer noch "immateriell", d. h. rein
elektronisch, kann dann das Lay-out,
die Seitengestaltung, vorgenommen
werden: Über einen Großbildschirm,
der die Zeitungsseite eins zu eins re­
produziert, lassen sich durch Tasten­
druck die gespeicherten und auf Spal­
tenbreite gebrachten Artikel auf dem
Bildschirm in die gewünschte Position
bringen, mit einem angeschlossenen
Bildabtastgerät (Scanner) auch Fotos,
Graphiken einfügen. Überschriften,
Typengröße und -form können eben­
falls per Tastenkommando vom Bild­
schirm aus gewählt werden. Ein Laser­
strahl brennt die so elektronisch um­
brochene Zeitungsseite direkt auf die

Druckplatte. Die zur Zeit modernste
Druckmaschine fertigt dann bis zu
240.000 Zeitungsexemplaren pro
stunde.

Ebenso wie die Meldungen auf elek­
tronischem Weg aus allen Landes­
teilen in die Zentralredaktion über­
tragen werden können, lassen sich
auch am Bildschirm erstellte Zeitungs­
seiten zur Druckplattenherstellung
überallhin funken. Das bedeutet, daß
eine Zeitung gleichzeitig an verschie­
denen Orten ausgedruckt werden kann.
Auch die Anzeigenannahme ist elek­
tronisch rationalisierbar: Der gewünsch­
te Annoncentext wird ebenso wie der
redaktionelle Text in ein Bildschirm­
gerät eingegeben, der angeschlossene
Computer übernimmt neben der Spei­
cherung auch den Rechnungsausdruck
und die Verbuchung.

Soviel zu den technischen Einrichtun­
gen. Die Auswirkungen, die diese
nach sich ziehen können, sind ebenso
umwälzend.

Mindestens ein Drittel der in Print­
medien Beschäftigten muß um den
Arbeitsplatz fürchten. In der Bundes­
republik Deutschland, wo die techni­
sche Innovation auf dem Drucksektor
schon vor einigen Jahren begann, sind
seit 1970 34.000 Arbeitsplätze weg­
rationalisiert worden. Setzer und
Metteure wird es in absehbarer Zeit

\0'''LJV
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margaretenstr. 99

Außer in der Präambel zum Kollektiv­

vertragsentwurf, in der es unbestimmt
heißt: "Die Einführung neuer Techno­
logie darf nicht ausschließlich der
vermehrten Profitschöpfung dienen ",
ist nirgendwo von einer alternativen
Nutzung der neuen Technologien die
Rede. Zu fordern wäre neben kartell­
rechtlichen Maßnahmen zur steuerung
der Konzentration vor allem eine Än­
derung der Arbeitsorganisation. - Die
neue Technik böte Möglichkeiten,
die Arbeitsteilung in den Redaktionen
zwischen manuell und intellektuell
Tätigen tendenziell aufzuheben.
Gerade die solidarische Haltung aller
Medienarbeiter wird in den kommen­
den Auseinandersetzungen mit den
Unternehmern aber bitter notwendig
sein.

ger journalistj$che ursGhrei
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Die Schwerpunkte der gewerkschaft­
lichen Forderungen sind allerdings
im wesentlichen defensiv: Keine Ein­
führung neuer Technologie ohne ge­
werkschaftlichem Einverständnis,
Bildung innerbetrieblicher Technolo­
giekommissionen aus Arbeiter- und
Unternehmervertretern, keine Kündi­
gung von Arbeitskräften während einer
bestimmten Übergangszeit, keine
Direkteinspeisung von Agenturtexten
unter Umgehung der Redaktion, keine
Einstellung von minderqualifiziertem
Personal für Tätigkeiten die bisher
den Journalisten, graphischen Arbei­
tern oder kaufmännischen Angestell­
ten im Druckbereich vorbehalten
waren.

Die Forderungen der

Gewerkschaften

Die Verhandlungen über neue Kollek­
tivverträge, die der technischen Inno­
vation Rechnung tragen müssen, sind
aber in vollem Gange. Hierbei ist
positiv zu vermerken, daß sich die

betroffenen Gewerkschaften, Gewerk­
schaft der Privatangestellten, Druck
und Papier, sowie die Sektion Journa­
listen zu einem koordinierten Vorge­
hen in der "Gewerkschaftlichen Ar­
beitsgemeinschaft Publizistik und
Medien" zusammengeschlossen haben.
Eine Zusammenarbeit, die durchaus
nicht selbstverständlich ist, wenn
man die vehemente Ablehnung des
Industriegruppenprinzipes in weiten
Teilen des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes in Betracht zieht.

Um aber die elektronische Revolution
nicht zur Horrorvision geraten zu
lassen, wird es notwendig sein, daß
die Gewerkschaft sich nicht damit
begnügt, gegen die schlimmsten Aus­
wüchse vorzugehen.

noch fast mehr Zeit mit dem Suchen
von Fehlerquellen der überaus störungs­
anfälligen Elektronik verbringen, als
mit dem Schreiben von Meldungen),
hat im November nun auch die Austria
Presse Agentur auf Videoterminals
umgestellt. In den Zeitungsredaktio­
nen rattern die in den Bildschirm ein­
gegebenen Texte aber - noch - wie
eh und je aus dem Fernschreiber.

In Österreich hat der Einzug der Elek­
tronik auf dem Zeitungsmarkt erst be­
gonnen. Nachdem die US-Nachrich­
tenagentur UPI schon seit einiger
Zeit mit Bildschirmterminals arbeitet
(und die Journalisten dort gegenwärtig

Das und noch einiges mehr k a n n
passieren, wenn es nach den Unter­
nehmern geht. Die Betroffenen sind,
wie sich aus dem Gesagten ergibt,
nicht nur die Beschäftigten der
Druckmedien, sondern schlechthin
alle, die auf Information "angewie­
sen" sind.

Die verbleibenden Arbeitskräfte wer­
den einem verstärkten Leistungsdruck
ausgesetzt sein. Es gibt zwar keine
gesundheitsschädlichen Bleidämpfe
mehr, dafür werden die Augen und
Nerven durch die Bildschirmgeräte

überstrapaziert.

Da die Neuanschaffung der Maschinen
überaus kostspielig ist (wegen der Per­
sonaleinsparungen wird allerdings nur
mit einer Amortisation von etwa drei
Jahren gerechnet) wird die Pressekon­
zentration weiter fortschreiten und die
ohnehin nur mehr theoretisch vorhande­
ne Meinungsvielfalt bald endgültig er­

led igt sein.

Das Produkt selbst, sofern es sich um
Zeitungs- und Zeitschriftenprod uk­
tion handelt, wird schlechter sein,
wenn Agenturmeldungen direkt von
der Nachrichtenagentur ohne redak­
tionelle Kontrolle und Hintergrund­
analyse in den Satzrechner einge­
speist werden. Codenummern für
einzelne wohldefinierte journalisti­
sche Tätigkeitsbereiche können, wie
z. B. in den USA schon verwirklicht,
verhindern, daß Redakteure an andere
als sie unmittelbar betreffende Infor­
mationen herankommen; mit einem
Wort, die Idiotie der Ressorttrennung
wird perfektioniert. Darüber hinaus
wäre es denkbar, dem Zentralspei ­
eher ein bestimmtes Reizwort-Kate­
gorienschema einzugeben: Tippt je­
mand etwa "gesamtgesellschaftliche
Betrachtungsweise" am Bildschirm
ein, leuchtet beim Chefredakteur
eine rote Lampe (bzw. druckt der
Computer automatisch die Kündigung
des Betreffenden aus - der techni­
sehen Phantasie sind hier keine Gren­
zen gesetzt).

nur mehr wenige geben. Diese Fach­
leute können einerseits durch Schreib­
maschinenkräfte , andererseits durch
die Journalisten selbst ersetzt werden.
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Verdacht der Attentatsanstiftung die Ursache

Mit Startnummer 9 peilt Klammer heute bfJ:m
AbfBt:rtslau1 auf der lauberhornstrecke in Wen·
gen (TV ab 1255 Uhr) eInen doppelten Rekord
an: seinen 10. Sieg en suite und seinen 20 Welt·
cupsleg Insg&Ssrnt. Gestern war Russl Trainings·
bester.

.Klammer peilt in
Wengen 20. Sieg an

wurde. trägt bestimmt nicht zur
Wahrheitsfindung bei.

Von Untersuchungen über die wahr­
scheinlichen Hintermänner Güttlers
ist in einem Bundesland, wo man mit
Bekenntnissen zur braunen Vergangen­
heit und offen zur Schau gestellten
faschistischen Orden noch immer am
vorzüglichsten renommieren kann,
beim gegenwärtigen Zustand der
Kärntner Gendarmerie und solange
der Kärntner Heimatdienst ungestraft
sein Unwesen treiben kann, allerdings
wenig zu erwarten. In die s er Be­
ziehung hat das Volkslied recht:
"Karnten is lei ans ... "

Die Kärntner Gendarmerie schaltet
nämlich nicht nur "aus Sparsamkeits­
gründen" die Hauptscheinwerfer. die
ein sogenanntes "Abwehrkämpferdenk­
mal" beleuchten aus. Die eigens zur
Bewachung eingesetzten Doppelposten

LX>

Kampf dem Krebs S. 36

Zu 1.......IAngllchen Frelhelt..lr.'en wurdon g.o1em die
_.1 R.ubm6_ .on KOllm.nnldort, Gotllrlad Penchnlg
(linkt) und M.rlIn Paullnl (reclrla) ••rurtellt. Die G.schwo­
renen apfechen ... elnd"rtmlg d" Mordee 8n dem Leite,.... R_"'_. ErIc:lI M.ndI (Bild links unIon). schul­
dig. (.-, MIlden Ie_ 14. 15 und 32.)

Foto: Trenkwalder

TELEfON C~Z1'I1'O'I 01...... t_- fU.. $­

KI.genlurt. S.mst.g. 22. JAnner 19n. Nr. 17. P.b.b. S 3.50
Erscheinungsor1 Klagenfurt •••• Verlagspostamt 9020
Ost (e" s !=Jrößle Bunde~länderleilung Unabhlngig

-Haft fürSlowenen­
sekretärFilipWarass~h

Mord von Könmannsdorf:
Zweimal Lebenslänglich

Tageszeitung" und "Volkszeitung "

gesorgt.

Eine Rehabilitierung von Warasch,
und schließlich geht es ja nicht nur
um ihn, sondern um jene Volksgruppe,
einer deren Repräsentanten er ist, ist
allerdings dennoch ebenso möglich
wie notwendig. Sie kann nur aus der
einzig logischen Frage, die aus dem
Gerichtsurteil im "Fall Warasch "
folgt, resultieren: Woher beziehungs­
weise von wem hat Gottfried Güttler
die 4,36 kg Gelatine-Donarit-Spreng­
stoff, die er der Polizei übergab, ge­
habt, da sie ni c h t von Warasch
stammen? Daß Güttler nach dem
Ende des Prozesses nicht selbst sofort
in Untersuchungshaft genommen

Daß dieser Prozeß bei einer nur halb­
wegs fairen Verhandlungsführung nur
so enden konnte, war jedem, der
sich nur mit einem Mindestmaß an
seriosität mit der Person des famosen
Kronzeugen auseinandersetzen wollte,
klar (vergleiche "offensiv links ",
März 1977). Das Groteske oder viel­
mehr Skandalöse beruht allerdings
weniger in der Anzeige des notori­
schen Querulanten Güttler (die dieser
erst vornahm, als sich keine Zeitung
bereit fand, ihm fünfstellige "Honora­
re" für seine Räubergeschichten zu
bezahlen) oder in dem Umstand, daß
er bis heute nicht angeben kann, wo
sich denn der Klagenfurter Haupttrans ­
formator befindet, mit dessen Spren­
gung er beauftragt gewesen sein woll­
te. Das wahrhaft Empörende liegt im
Verhalten einer Kärntner Exekutive,
deren Hauptfunktion darin bestand.
Warasch in einer Nacht- und Nebel­
aktion festzunehmen; einer Kärntner
Anklagebehörde, die kaum verhüllt
Warasch schuldig sprach; einer Kärnt­
ner Presse, die unverzüglich zur Exe­
kution schritt. Wie die auflagenstar­
ken Medien im südlichsten Bundes­
land unisono und auch vor perfidester
Manipulation nicht zurückschreckend
den Slowenensekretär in die Nachbar­
schaft von Raubmördern oder RAF­
Terroristen zu rücken versuchten, do­
kumentiert eine im Mai dieses Jahres
erschienene Sondernummer der Zeit­
schrift "mladje-literatura in kritika"
(Robert saxer, Der Fall Warasch in
den Kärntner Tageszeitungen). Der
Freispruch des Slowenenfunktionärs
ist von dieser warte aus gesehen nur
ein formal-j urid ischer Akt. - Es
bleibt immer etwas hängen, dafür
haben ''Kleine Zeitung ", ''Kärntner

Am 20. Oktober 1977 endete der
Prozeß gegen den Sekretär des Rates
der Kärntner Slowenen mit einem
Freispruch im Hauptanklagepunkt.
er habe dem "Kronzeugen" Gottfried
Güttler Sprengstoff übergeben, damit
dieser den Klagenfurter Haupttrans­
formator in die Luft jage. Verurteilt
wurde Warasch wegen den - von ihm
nie bestrittenen - illegalen Besitzes
einer Pistole, die er sich von Güttler
hatte andrehen lassen.

Warasch - Freispruch

Kein Grund zum Jubeln
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Dies sind die Teile der Höllenmaschine

sehen auch gerade in dem Augenblick
nicht hin, in dem eine (relativ harm­
lose) Sprengladung zur Detonation ge­
bracht wird. Wodurch man den Atten­
tatsversuch dann später Slowenen in
die Schuhe schieben kann. So ge­
schehen am 8. August in St. Kanzian/

Skocijan.

Die Kärntner Gendarmerie sieht aber
nicht nur hin, sondern schlägt auch
zu, wenn Slowenen auf einem Privat­
grundstück eine zweisprachige Orts­
tafel montieren und fetzt als Fleiß­
aufgabe - da ist wohl jemandem seine
eigene Gesinnung durchgegangen ­
"unter dem unmittelbaren Kommando
des Bezirkshauptmannes" (Resolution
der slowenischen Bevölkerung von
Bleiburg/Pliberk an den Landeshaupt­
mann Wagner; zitiert nach INFO 12

des "Salzburger Solidaritätskomitees
für die Rechte der Minderheiten ")
die österreichische Fahne herunter.
So geschehen am 26. August in
Bleiburg/Pliberk.

Die Anzeige gegen Hlip Warasch,
die einer äußerst mäßigen Roman­

story nachempfunden scheint und die
- um es milde auszudrucken - recht
seltsamen "Untersuchungen" der
Kärntner Anklagebehörde sind im
Zusammenhang mit dem in Kärnten
herrschenden Ungeist, dem - trotz
gegenteiliger Beteuerungen der hier­
für maßgeblichen Politiker - immer
noch nicht erfüllten Staatsvertrags­
verpflichtungen zu sehen. Man muß
sogar konstatieren, daß der Druck auf
die slowenischsprachigen ÖSterreicher
in dem Maße zunimmt, in dem von
offizieller Seite betont wird, es gäbe
ihn überhaupt nicht.

Seit der Verabschiedung des Volks­
gruppengesetzes durch das Parlament
am 7. Juli 1977 (vergleiche dazu: Das
Volksgruppengesetz. Eine Lösung?
Der Standpunkt der Kärntner Slowe­
nen; Klagenfurt/Celovec 1977) ist
vielmehr eine Prozeßwelle über un­
bequeme Slowenen hereingebrochen;
d.h. also gegen jene, die sich tat­
sächlich getrauen, ihre durch den
Staatsvertrag verbrieften Rechte in
Anspruch zu nehmen. Darunter fallen
Anklagen, wie etwa wegen "Wider­
standes gegen die Staatsgewalt und
Erregung öffentlichen Ärgernisses"
gegen Demonstranten, die ein Trans­
parent "Gegen den Neonazismus"
entrollten. Die sogenannten "Ortstafel­
sturmer "• also jene Personen, die im
Herbst 1972 die von der Behörde da-

6 offensiv links

mals aufgestellten zweisprachigen
topographischen Schilder restlos ver­
nichteten, konnten sich nicht nur der
speziellen Milde der Justiz durch Ein­
stellung der Verfahren erfreuen - so
sie überhaupt belangt wurden. Sie
konnten sich auch ungestraft öffent­
lich ihres Vorgehens rUhmen und un­
ter dem "Ehrenschutz " - was gibt es
da wohl noch zu schützen? - von
Bürgermeistern einen "Ball der Tafel­
stürmer" abhalten.

Die von der Bundes-SPÖ (die Kärntner
SPÖ ist ohnehin nur mehr als Vorfeld­
organisation des Heimatdienstes zu

begreifen) eingeschlagene Politik des
Zurückweichens vor den Deutschnatio­
nalen' um dadurch von ihnen kleinste
Zugeständnisse in der Slowenenfrage
zu erhalten und - was ihr wichtiger
ist - so um Wählerstimmen zu buhlen,
wird gewiß nicht von Erfolg gekrönt
sein. Die wenigen zweisprachigen
Ortstafeln, die, nachdem sich die
"Geheime Sprachenerhebung " vom
14. November 1976 als gigantischer
Reinfall für die Regierung erwies
(vergleiche "offensiv links ", Mai '77)
auf Grund von "Schätzungen" aufge­
stellt wurden, blieben bislang stehen.
Aber nicht nur, daß es zu diesen
"Schätzungen" nicht der Sprachener­
hebung bedurft hätte - ebensogut
hätte man den Wasserstand der Drau
als Kriterium benutzen können -,
die zweisprachigen Ortstafeln sind
ein Symbol, mehr nicht.

Worum es vielmehr geht. ist der
Diskriminierung der slowenischsprachi-

gen Kärntner ein für allemal Einhalt
zu gebieten. In dieser Richtung zie­
lende Maßnahmen, vorrangig wäre
dabei an ein Ver bot des K ä rn t ­
ner Heimatdienstes zudenken,
bedürfen nicht einmal neuer Gesetze.
Nur deren Erfüllung! (Vergleiche
Staatsvertrag Art. 7 "Die Tätigkeit
von Organisationen, die darauf ab­
zielen, der kroatischen oder sloweni­
schen Bevölkerung ihre Eigenschaft
und ihre Rechte als Minderheit zu
nehmen, ist zu verbieten. ")

"Für Österreich", erklärte Kärntens
Landeshauptmann Wagner am 29. Sep­
tember, "ist der Staatsvertrag nun­
mehr vollinhaltlich erfüllt ".

Halten zu Gnaden, Herr Landeshaupt­
mann sind nicht ÖSterreich.

R.H.*

Frauenzimmer
Lange Gasse 11 (Nähe Lerchenfelderstraße)

1080 Wien. Tel. 4396 685

Die erste Frauenbuchhandlung Wiens!

MO-FR, 10-18h
SA 10-13h



SPÖ:

Welches Programm
abgelöst wird

Für Sozialisten und Kommunisten außerhalb der Sozialdemokratie gibt es
einige wichtige GrUnde, sich mit der Programmdiskussion in der SPÖ ein­
gehend zu befassen. Mehr denn je spielt die Sozialdemokratie in der brei­
ten österreichischen Arbeiterbewegung eine beherrschende Rolle. Da die
KPÖ in dogmatischen und sektiererischen Positionen verharrt, kann sie die­
ser Tatsache nichts Positives entgegensetzen (ihre Kritik bleibt schematisch
und unglaubwürdig), Die dringend notwendige Alternative (einer authenti­
sehen sozialistischen Politik in ÖSterreich) kann freilich theoretisch allein
nicht geschaffen werden. Vor allem versandet eine an allgemeinen Fragen
orientierte Debatte wegen ihres abstrakten Charakters. Hier bietet die Aus­
einandersetzung mit den neu zu formulierenden programmatischen Stand­
punkten der österreich ischen Sozialdemokratie die Möglichkeit, die Kritik
an Hand konkreter Fragestellungen zu formulieren, die die reale gesell­
schaftliche Entwicklung, ihre Probleme und deren Beantwortung wider­
spiegeln. Für viele, die im Produktionsprozeß stehen, könnte da wertvolle
Argumentationshilfe geboten werden, wenn sie mit den Kolleginnen und
Kollegen diskutieren.

Ebenso wichtig erscheint es, die Notwendigkeit einer nicht-sektiererischen,
korrekten autonomen Politik außerhalb der SPÖ zu begründen und mit den
Genossen, die in der SPÖ linke Positionen zu vertreten versuchen, in einen
Dialog zu treten, welcher ausgehend vom Grundsatz der Solidarität die
objektive Rolle und subjektive Verantwortung ihrer Politik klar umreWt.

Die Redaktion

D{)
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"Die Sozialisten wollen eine Gesell­
schaftsordnung, also eine Ordnung
der Lebensverhältnisse und der Be­
ziehungen der Menschen zueinander,

Das Programm von 1958

Mitte Oktober wurde vom Parteirat
der SPÖ der flltwurf zu einem neuen
Parteiprogramm veröffentlicht. Wenn
wir gegenwärtig auch kaum Möglich­
keiten haben, in die Diskussion die­
ses flltwurfs in einer gesellschaftlich
wirksamen Weise einzugreifen, wenn
wir auch wissen, daß gerade die öster­
reichische Sozialdemokratie eine
gewisse Routine darin hat, mit klin­
genden, oft radikalen Worten den
Verzicht auf den Klassenkampf zu
verschleiern, so werden wir uns nichts­
destoweniger möglichst gründlich mit
diesem flltwurf beschäftigen: Auch in
den theoretischen Äußerungen der
SPÖ ist ein Teil der Zukunft und der
flltfaltungschancen der österreichi ­
sehen Arbeiterbewegung enthalten,
die Linke muß auch in der Auseinan­
dersetzung mit den programmatischen
Erklärungen der SPÖ glaubwürdig die
Notwendigkeit ihrer unabhängigen
Organisierung begründen.

In der Diskussion des Programment­
wurfs wird neben der theoretischen
Analyse die Konfrontation mit dem
geschichtlichen Werdegang der SPÖ
und ihrer politischen Praxis zweifel­
los eine bedeutende Rolle spielen.
Wir werden dabei hoffentlich Gelegen­
heit haben, unsere immer wieder
formulierte Kritik (vergleiche auch
die "Grundsätze der Politik der BfS"
vom März 1973) zu vertiefen und
damit auch ein besseres Verständnis
der gesellschaftlichen Realität in
ÖSterreich der siebziger Jahre errei­
ehen.

In diesem Zusammenhang ist es sicher
nicht uninteressant die Frage zu stel­
len, welches Programm da eigentlich
abgelöst wird oder präziser: welchen
Inhalt hatte das Parteiprogramm von
1958? Welche Konzeption, strategie
des Weges zu einem sozialistischen
Österreich schlug die SPÖ damals
vor? Beruhte diese Konzeption auf
einer die gesellschaftlichen Verhält­
nisse in Österreich und in der Welt
richtig zum Ausdruck bringenden Ana­
lyse?
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ERICH MAKOMASKl

Sozialismus schon erreicht?

Privatadresse: 11 00 Wien, Alaudagasse 7/29/14
Telefon: 6820 392

*Paul Kolm

Erste Allgemeine
Unfall - und Schadens- Versicherungs -Gesellschaft

20.10. 1977

Büro: 1040 Wien, Südtirolerplatz 6
Telefon: 65 B7 97/98/99

All das vorausgesetzt nimmt es nicht
mehr wunder, daß in der "kommen­
den Wirtschaftsordnung", also in der
angestrebten klassenlosen Gesell­
schaft, laut SPÖ-Programm von 1958
"Freiheit und Gleichberechtigung der
Aufstiegsmöglichkeiten und der Berufs­
ausübung für Selbständige und Unselb­
ständige ..• gesichert sein werden. "
Jetzt wissen wir warum manche füh­
rende Mitglieder der SPÖ (z. B. Kienzl)
zu gegebenem Anlaß schon behauptet
haben, die österreichische Realität
könne man ruhig als Sozialismus
bezeichnen.

Aber das Wort Klassenkampf kommt
im sPÖ-Programm von 1958 nicht
vor, schließlich sollten Regierungs­
koalition und Sozialpartnerschaft nicht
im Widerspruch zum Programm ste­
hen. Und es ist die Praxis der Sozial­
partnerschaft, in der Koalition der
fünfziger Jahre und in der SPÖ- Allein­
regierung der siebziger Jahre, die
auch jene Aussagen des Programms,
die tatsächlich im Widerspruch zu
dieser Politik stehen, zur Phrase
machen.

Hinter dieser Formulierung steckt die
klassische Auffassung des Reformismus
vom allmählichen, bruchlosen Über­
gang der bürgerlichen Demokratie in
den Sozialismus. Die ökonomische
und soziale Krise, in die so mancher
"Wohlfahrtsstaat" in den letzten Jah­
ren geschlittert ist, zeigt, daß die
Wohlfahrt am Wesen des Kapitalismus
nichts geändert hat. Sie zeigt auch
deutlicher als in Konj unkturzeiten,
daß der Staat und sein Apparat, wie
es ihrer Natur im Kapitalismus ent­
spricht, eben die Geschäfte des Kapi­
tals besorgen, solange nicht im Klas­
senkampf die Kräfteverhältnisse ver­
schoben werden.

"Setzen sich im kapitalistischen Be­
reich allmählich Demokratie und
Wohlfahrtsstaat durch, so herrscht im

großen Teilen der übrigen Welt die
mehr oder minder verhüllte Diktatur. "

Die stärkste imperialistische Macht,
der Weltgendarm der Nachkriegszeit,
die USA, fehlen im Weltbild der SPÖ
von 1958. Borniertheit oder q>portu­
nismus gegenüber den als Hort der
Freiheit gepriesenen Vätern der öko­
nomischen stabilisierung des Kapita­
lismus im ÖSterreich (Marshallplan)?

Dieses schiefe Weltbild findet seine
Fortsetzung in einer falschen, die
marxistische Methode preisgebenden
Analyse der für den Kampf um eine
neue Gesellschaftsordnung so zentrale
Problematik von Demokratie und
staat. Wir leugnen nicht die Bedeu­
tung der parlamentarischen Demokra­
tie als Kampfboden der Arbeiterklas­
se, ihr Inhalt wird offenbar, wenn sie
von den Handlangem der Bourgeoisie
beseitigt wird. Das hat aber nichts zu
tun mit jener Illusion von Harmonie
die das SPÖ-Programm von 1958 be­
herrscht:

Das Programm der Praxis

Das Weltbild der SPÖ

Wie sieht die SPÖ von 1958 die Welt
von damals? Da ist einmal die auf
der bürgerlichen Totalitarismustheo­
rie fußende Gleichsetzung von Fa­
schismus und Kommunismus (gemeint
ist der "reale" Sozialismus), die zu­
mindest die Borniertheit, sicher auch
den Opportunismus der SPÖ-Gesell­
schaftsanalyse anzeigt (dies ist - muß
das in "offensiv links" noch besonders
betont werden? - kein Votum gegen
die notwendige radikale Kritik an den
Ostblockstaaten).

Die "imperialistische Politik der alten
kapitalistischen Mächte" (unter dem
Begriff "alte kapitalistische Mächte"
werden traditionellerweise die alten
Kolonialmächte Großbritannien und
Frankreich, sowie Deutschland usw.
verstanden) wird abgelehnt, ebenso
wie die "imperialistische Expansions­
politik des Sowj etkommunismus".

deren Ziel die freie Entfaltung der
menschlichen Persönlichkeit ist. Sie
wollen die Klassen beseitigen und
den Ertrag der gesellschaftlichen Ar­
beit gerecht verteilen. ", so lautet
der erste Absatz des Programms von
1958 und im Schlußteil heißt es, daß
der Sozialismus den Menschen eine
Zukunft ohne Angst und ohne Hunger,
in Frieden und Freiheit bieten kann.
Dazwischen eine eigenartige Mischung
von grundsätzlichen Äußerungen und
konkreten politischen Forderungen.
Bedenken wir, daß der große Vorsitzen­
de Kreisky das neue Programm nicht
zuletzt damit motiviert, daß die For­
derungen des alten zum größten Teil
eingelöst seien, ist die Verwendung
des Wortes "eigenartig" durchaus ge­
rechtfertigt. Denn die Realisierung
aller dieser Forderungen hat ÖSter­
reich dem Sozialismus nicht näher
gebracht. Wir ersparen uns daher den
Forderungskatalog im einzelnen zu
diskutieren und wenden uns den
SChwächen der Gesellschaftsanalyse
im Programm von 1958 zu, die ­
abgesehen vom allgemeinen Wider­
spruch zwischen Theorie und Praxis
in der Politik der SPÖ - erklären,
warum das Programm trotz des ver­
balen Beharrens auf dem sozialisti ­
schen Ziel, keine wirkliche strategie
des Weges zum Sozialismus enthält.

8 offensiv links



Anti-Atomkraftwerks-Bewegung:

Probleme und
Perspektiven

Zur Einschätzung der letzten Anti - Atomkraftwerks-Demonstration haben
wir Freddy Schwarz (23 Jahre, Student der Publizistik und Geschichte) be­

fragt.

Freddy Schwarz ist Mitglied des Arbeitskreises Atomenergie Wien, des
Koordinationsausschusses des AKAE und des Koordinationsausschusses der
Initiative österreichischer Atomkraftwerksgegner (lÖAG).

weil man vollendete Tatsachen
schafft, d.h. man baut das Atom­
kraftwerk, will die Brennelemente
anliefern, macht einen Probebetrieb.
Die Frau Bundesminister Leodolter,
gibt die Teilbewilligungen für Zwen­
tendorf, lnnenrninister Lanc bewacht
den Transport, Verkehrsminister
Lausecker gibt die Bewilligung zum
Transport. Nun soll das Ganze, eben
weil die Atomgegner-Bewegung stark
ist, demokratisch legitimiert und im
Parlament im nachhinein "beschlos­
sen" werden, ol:Jwohl alles schon vor­
her festliegt, was die Parteien wollen.

Wir wollten Kreisky zur Rechenschaft
ziehen, d. h. 6000 Leute kommen
hin und jubeln ihm einmal nicht zu,
sondern sagen ihm, "wir werden da
verschaukelt"•

"offensiv links": Du bist Mit­
glied vom Wiener Arbeitskreis Atom­
energie. Was ist unter diesem Komi­
tee zu verstehen?

Schwarz: Der Wiener Arbeitskreis
ist ein demokratisches Komitee zur
Verhinderung des Atomprogrammes
der Regierung, zur Verhinderung von
Zwentendorf.

Der Arbeitskreis ist demokratisch auf­
gebaut, d.h. es kann jeder reinkom­
men, es wird mehrheitlich entschie­
den. Er setzt sich aus vier Gruppen
zusammen, die regional aufgeteilt
sind und schwerpunktmäßig in ihren
Gebieten die Atomgegnerschaft in
der Bevölkerung, in den Betrieben,
in der Gewerkschaft, in den Schulen,
in der sozialistischen Jugend und wo
immer man potentielle Möglichkei­
ten sieht, zu verankern.

Gegner eingeschätzt, welche Konse­
quenzen zieht man aus diesen Erfah­

rungen?

Sc h war z: Die Einschätzung der ge­
samten Bewegung in Österreich kann
ich jetzt hier nicht geben, weil der
Erfahrungsaustausch über die Demon­
stration erst bei den gesamtösterreichi­
schen Delegiertenkonferenzen gege­
ben sein wird. Was ich jetzt sagen
kann, ist die Meinung des Arbeits­
kreises Atomenergie Wien und auch,
so glaube ich, der gesamten Bewegung

in Wien.

Die Sache ist die: Ziel der Demon­
stration war es, aufzuzeigen, daß
die Parlamentsentscheidung. die ja
jetzt im Frühjahr vor sich gehen soll,
ein Betrug ist. Und zwar deshalb

Was Kreisky dazu gesagt hat, das
war relativ klar. Solang man näm­
lich zum Bundeskanzler Kreisky geht
und diskutieren will und Symposien
macht und Wissenschaftler herbringt,
die über die Gefahren der Atomener­
gie aufklären, solange ist man nach
der "Arbeiter - Zeitung" e in braver
und demokratischer Atomkraftwerks­
gegner mit ehrenwerten Zielen, wenn
man aber kommt und sagt: "Ja, wir
haben Euch durchschaut, wir wissen
was ihr da machen wollt, das richtet
sich gegen unser Interesse und wir
dulden in dieser Frage keine andere
Entscheidung", dann wird man als
Terrorist und Anarchist und Lausbub
bezeichnet.

Aus unserer Arbeit aus der Vergangen­
heit glauben wir, daß der Arbeitskreis
als demokratisches Personenkomitee,
und er sieht sich als solcher, sich be­
währt hat, wo sich Personen verschie­
dener politischer Anschauung zusam­
menschließen, um das Atomprogramm
zu verhindern, wobei der gemeinsame
Ansatzpunkt der Bewegung, die all­
gemeine Gefährdung durch die Atom­
kraftwerke ist. Und als solches Komi­
tee ist der Arbeitskreis auch sicher­
lich das Stärkste momentan in Wien
und ist auch der Hauptträger des
Kampfes in Wien.

"offensiv links": Wie wird die
letzte Demonstration in Wien von den
zuständigen Gremien der Initiative
österre ichischer Atomkraftwerks-

\[H HABE ANGS1
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Die Demonstration hat gezeigt, daß
die Regierung nicht gewillt ist, auf
den Willen breiter Teile der Bevölke­
rung einzugehen, daß sie nicht ge­
willt ist von ihrem Programm abzu­
gehen, und der Bundeskanzler hat
ganz genau gezeigt auf welcher Seite
er steht.

Das waren die Ziele der Demonstra­
tion und in diesem Sinne muß auch
unsere weitere Aufklärungsarbeit wei­
tergehen.

Die Demonstration war allerdings
quantitativ kein Sprung nach vorn in
Bezug auf Zwentendorf, weil sehr
viele Leute die Wichtigkeit und die
Notwendigkeit der Demonstration in
Wien nicht eingesehen haben. In
Zwentendorf war das was anderes.
In Zwentendorf das war was Neues,
"da fahren wir zum Atomkraftwerk ",
da sieht man es, da schließt man an
die Tradition, die es in Deutschland
gegeben hat an, obwohl nur in sehr
zahmer und weicher Form.

Das politische Motiv, nämlich die
Regierung zu stellen, das ist in der
Vorbereitung zu der Demonstration
am 26. Oktober 1977 nicht ganz ge­
lungen. Man hat sich gedacht, "eine
Demonstration wie jede andere, die
Leute kommen und wollen dem Kreis­
ky irgendwie noch einmal den richti­
gen Weg zeigen ". Die Orientierung
der Demonstration war anders.

Wir vom Wiener Arbeitskreis glauben
aber trotzdem, daß es gelungen ist,
zu zeigen, was der Bundeskanzler
Kreisky, was die Regierung für eine
Meinung vertritt, welche Interessen
sie vertreten und werden auch diesbe­
züglich konkret weiterarbeiten.

10 offensiv links

.. 0 f f e n s i v li n k s ": Wie soll es
jetzt weitergehen?

Sc h war z: Die Stärke der Bewegung
ist eben die, daß sich Menschen auf
demokratischer Grundlage zusammen­
schließen. Wir müssen keine Tricks
anwenden, müssen keine Statistiken
vom steigenden Wirtschaftswachstum,
steigendem Elektizitätsbedarf usw.
hervorzaubern.

Wir sagen, Atomkraftwerke sind ge­
fährlich, da es nach dem heutigen
Wissensstand der Technik unmöglich
ist Atomkraftwerke risikolos zu betrei­
ben. Aus Gewinngründen werden Sie
gebaut. Das verstehen die Leute auch.
Deshalb wächst auch die Bewegung,
wird auch die Bewegung immer stär­
ker.

Entscheidend ist, daß die Träger der
Bewegung nicht irgendwelche Parteien
oder bestehende Institustionen sind,
sondern Menschen, die sich demokra ­

tisch und selbständig mit einem Ziel
vor Augen zusammenschließen.

" 0 ff e n s i v I in k s ": Deine Ein­
schätzung ist, daß die Bewegung an
sich stärker geworden ist. Ich habe
stimmen gehört, die behaupten, die­
se Stärkung, die sich die Initiatoren
vorgestellt haben, vor allem was die
letzte Demonstration betrifft, sei
nicht eingetreten.

Sc h war z: Die Frage der Stärke
kann man nicht statisch beurteilen.
Man muß die Entwicklung sehen.
Das sind einmal am gesamtösterrei-

chischen Aktionstag (24. März 1977)
4.500 Leute in Wien, 3.000 Leute in
Allensteig, 6.000 in Zwentendorf und
jetzt am 26. Oktober 1977 in Wien
wiederum 6.000 Menschen, genauso
viel wie in Zwentendorf.

Dafür gibt es folgende Gründe:

1. Dazwischen lag der Sommer. Im
Sommer war die Agitation und die
Arbeit sehr schwer, weil sehr viel
Aktivisten auf Urlaub waren. Im
Sommer, und das muß man sagen,
ist die Bewegung etwas zerflattert.
Jetzt im Herbst ist es mehr oder weni­
ger ein neuer Beginn, d. h. man
knüpft jetzt wieder an das an, was in
Zwentendorf war.

2. Weitere Gründe dafür waren, daß
der 26. Oktober 1977 ein Mittwoch,
und kein Wochenende war. Und es
nicht ganz gelungen ist, die Wichtig­
keit der Demonstration in der Vorbe­
reitungszeit hervorzustreichen. Die
Wichtigkeit in der Frage Parlaments­
entscheid : Was ist das? Ist das ein
Betrug oder ist es eine demokrati­
sche Entscheidung, die den Meinungs­
bildungsprozeß abschließt.

Es ist nicht ganz gelungen auf breiter
Basis die konkreten Ziele der Demon­
stration den Aktivisten klarzumachen,
und deshalb konnten diese Ziele ge­
genüber der Bevölkerung nicht so
vertreten worden, wie es hätte sein
müssen.

Zur zukünftigen Arbeit möchte ich
nun folgendes sagen:

Die Ergebnisse. die Erfahrungen der
Demonstration auswerten. Wir wer­
den versuchen der Bevölkerung klar­
zumachen wie sich die Regierung zu
unseren Forderungen stellt; daß sie
nicht gewillt ist nachzugeben, daß
sie an ihrem Atomprogramm fest­
hält und daß sich klar zeigt, auf
welcher Seite die Regierung steht
und als Folge dessen, man das Atom­
kraftwerk nur dann verhindern kann,
wenn man wirklich die Bewegung
stärkt.

Eine weitere Frage ist die, daß die
Atomgegnerschaft vorallem in den
arbeitenden Menschen ÖSterreichs
und der werktätigen Bevölkerung
noch recht schwach verankert ist.
Der ÖGB-Führung ist es gelungen,
breite Teile der Arbeiter für ihr
Atomkraftwerks-Programm zu ge­
winnen. Der ÖGB faßte einen Vor­
standsbeschluß und versucht, jede



demokratische Meinungsbildung
innerhalb des ÖGB abzuwürgen mit
dem Argument "Atomkraftwerke
sichern Arbeitsplätze".

Alle Atomkraftwerks-Gegner haben
sich die Aufgabe gestellt, in die
Gewerkschaft, in die Betriebe hinein­
zuarbeiten, wobei das eine Frage
ist, die über Sieg oder Niederlage
letzten Endes entscheidend ist. Es
gibt eine Gruppe Gewerkschafter
gegen Atomkraftwerke, die eine
demokratische Meinungsbildung in­
nerhalb des ÖGB erkämpfen wollen.

Unser konkretes Aktionsziel ist es,
daß die Betriebe oder Gewerkschaf­
ten' Belegschaften, Betriebsräte,
Beschlüsse fassen, die sich gegen
Atomkraftwerke richten. Das ist
z. B. bei den öffentlich Bediensteten
in der Hegelgasse geschehen, beim
Betriebsrat der Firma Kaindl in Wien
und in anderen Firmen.

Das allerwichtigste Ziel in nächster
Zeit ist es, den Antransport der
Brennelemente zu verhindern, d. h.
das Atomkraftwerk ist fast fertig es
fehle;]. nur die radioaktiven Brenn­
elemente, mit denen man nach An­
lieferung unverzüglich mit dem ra­
dioaktiven Probebetrieb beginnen
will. Diese befinden sich aber noch
nicht im Werk, sondern in Deutsch­
land, von wie sie erst geliefert wer­
den. Da wir in dieser Frage keine
andere Entscheidung akzeptieren
können als die Nichtinbetriebnahme
von Zwentendorf, werden wir ver­
suchen, den Antransport zu verhin­
dern. Dazu muß man erst einmal
rein physisch verhindern, daß diese
Brennelemente nach Österreich kom­
men. Das ist also die wichtigste Auf­
gabe die man sich gestellt hat. Wäh­
rend man vor der Demonstration am
26. Oktober 1977 die Ziele der De­
monstration erklärt hat, ist es jetzt
zu erklären, was es bedeutet, wenn
Brennelemente angeliefert werden
und wie wir uns dazu stellen. Das
ist die Arbeit die als nächstes auf uns
wartet, d. h. es werden dementspre­
chende Plakate gemacht, Flugblätter
angefertigt, um so unsere VorsteIl un ­
gen in die Öffentlichkeit zu tragen.
Damit es dann nicht heißen kann, das
ist eine kleine terroristische Gruppe,
die da irgendwas stillheimlich ver­
sucht zu verhindern, sondern daß das
nur der Ausdruck der Bewegung ist
und die Bevölkerung drauf vorberei­
tet ist, die Bevölkerung das versteht

und sich damit identifizieren kann.
Das ist das, worum es in Zukunft
eigentlich gehen wird.

"offensiv links": Inwieweit
stimmt es, daß es in der Initiative
der Atomkraftwerks -Gegner intern
organisatorisch, politische Schwierig­
keiten gibt und wenn ja, in welcher
Form und mit welchen Inhalten ge­
stalten sich diese Auseinandersetzun­
gen?

Sc h war z: Die Initiative ist ein
loser Zusammenschluß aller Atom­
kraftwerks-Gegner auf einer Platt­
form. Auf den Grundlagen der vier
Forderungen, die die Initiative ge­
stellt hat. Sie setzt sich sozial und
politisch heterogen zusammen.

Z. B. bei der Frage der Orientierung
der vergangenen Demonstration gab
es Meinungsverschiedenheiten. Wäh­
rend ein Teil gesagt hat, wir dürfen
nicht allzu sehr gegen die Regierung
gehen, das ist doch im gewissen Sinn
eine Arbeiterregierung, wir würden
damit die Arbeiter verschrecken und
wir würden überhaupt gegen ein Par­
lament losgehen, das kann man nicht
machen, sondern man soll das Parla­
ment als solches anerkennen und man
soll hauptsächlich das Parlament für
unsere Ziele gewinnen. Ja, diese
Gruppe blieb in der Minderheit.

Die andere Einschätzung: Parlaments­
entscheid ist ein Betrug, vollendete

Tatsachen werden geschaffen und
nachträglich legitimiert, diese Ein­
schätzung setzte sich durch. Aller-

dings muß man dazu sagen, daß es
einen Meinungsbildungsprozeß gege­
ben hat, der ergeben hat, daß ein­
heitlich alle AKW-Gegner in Öster­
reich das Ziel der Demonstration für
richtig befunden haben, deshalb
waren auch die wichtigsten Losungen
der Demo "Parlamentsdebatte über
AK W, ein betrügerischer Schmäh"
und "Wir wollen kein AKW, dem muß
sich die Regierung beugen ".

Es gibt in der Bewegung immer die
I Frage, gibt es zu viel rechte oder zu

viel linke Kräfte und daß diese Frage
immer wieder Probleme bringt ist
klar. Aber es gibt gemeinsame Grund­
lagen, gemeinsame Forderungen,
einen gemeinsamen Kampf. Darüber
hinausgehend muß Agitationsfreiheit
und Meinungsfreiheit herrschen, d. h.
während einzelne Gruppen die Posi­
tion vertreten, AKW sind an sich ge­
fährlich für immer und ewig, wichtig
ist es, daß wir uns im Konsum an
sich einschränken, führen andere den
Kampf gegen AKWs als Teilkampf
für die sozialistische Revolution.
Aber es ist bis jetzt gelungen sich zu
einigen. Es hat die Frage gegeben:
"Gibt es eine Spaltung, gibt es keine"
aber auch diese Frage konnte bis jetzt
im großen und ganzen, auch zu Gun­
sten der einheitlichen Bewegung ge­
löst werden. Es ist möglich, daß sich
bei der nächsten Delegiertenkonferenz
bei der Einschätzung der Demo schwer­
wiegende Meinungsverschiedenheiten
der einzelnen Gruppen ergeben, das
ist möglich! Allerdings, wir schätzen
es so ein, daß die Tatsachen für sich
sprechen, daß die Demo ein Erfolg
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zu haben um S 100,-

bei Buchhandlung Kolisch,
Herrmann, Frauenzimmer
und im Club Links.

DIE ERSTE
ÖSTERREICHISCHE
AN TI - A TOMKRA FT WERK_~.:..

PLATTE

Informationen bei
Kurt Winterstein, Tel. 26-27-772,
und allen Anti-Atomkraftwerks­

Grupp~

mit
Cilli Miculik,
Eva Pilz,
Sigi Maron,
Kurt Winterstein,
Gruppe Radioaktiv,
Dreschflegel,
Auflauf,
Anti-AKW-Theater

"offensiv links": Zuerst war die
Rede von Spaltungsversuchen, hat es
in diese Richtung..• ?

daß es in der Freiheitlichen Partei
Österreichs Kräfte gibt, die ehrlich
gegen AKWs sind, die sich ehrlich
dagegen einsetzen. Aber solange
Leute von der FPÖ in den Elektrizi­
tätsgesellschaften sitzen, die für AKW
entscheiden, und in Salzburg ist das
geschehen, so lange macht sich die
FPÖ verdächtig und muß ihr Verhal­
ten in dieser Frage als politisches
Manöver angesehen werden, um bei
gewissen kleinbürgerlichen Schichten
auf Wählerfang gehen zu können.

Schwarz: Die Situation ist die:
Wenn man gegen AKWs ist, d. h.
man ist ja nicht konkret gegen die
Mauern die in Zwentendorf stehen,
sondern man führt den Kampf gegen
die Entscheidungsträger, die entschei­
den, daß es in Betrieb gehen soll,
versucht der Staatsapparat die Anti·
AKW-Bewegung zu diskriminieren,
weil dieser Staatsapparat hinter dem
AKW-Programm steht. Dies äußert
sich bei politischen Auseinander­
setzungen wie bei der vergangenen
Demonstration. Es ist auch so, je
mehr der Staatsapparat im konkreten
die Staatspolizei über die Bewegung
erfährt, je mehr sie weiß, welche
Strukturen sie hat, wie stark sie ist,
wo sie repräsentiert ist, wo ihre
Schwächen, wo ihre Stärken liegen,
desto besser kann er bei der Bewegung
ansetzen um sie zu spalten.

"offensiv links": GibtesRepres­
sionen gegen die Initiative der öster­
reichischen AKW-Gegner?

,
•DA

in die verschiedenen Arbeitskreis­
komitees schicken, die dort für ihre
Ideen werben. Das ist demokratisch

und das geschieht auch und das ist

auch richtig so. Die andere Form ist
die, daß man konkret mit politischen

Organisationen die gegen AKWs sind,
zusammenarbeitet. Das ist der Natur­
schutzbund, die JG der SPÖ, die GRM,
der Kommunistische Bund, die FÖJ ­
bfs usw. Ein neuer Aspekt ist aufge­
taucht mit der Frage der FPÖ, die
sehr umfangreich in Wien plakatiert,
daß sie die einzige Partei Österreichs
sei, die ein klares Nein zu AKWs
sagt. Es ist ohne weiteres möglich,

ISTSIE

"offensiv links": Wie ist jetzt
konkret die Stellung der politischen
Organisationen innerhalb der Initia­
tive?

Sc h war z: Bei den politischen Orga­
nisationen in der AKW-Bewegung zei­
gen sich zwei verschiedene Arten des
Auftretens. Einerseits können die poli­
tischen Organisationen ihre Mitglieder

f war und glauben, daß die große Mehr­
heit der AKW-Gegner in österreich
auch auf diesem Standpunkt steht.

Durch eine neue
Reinigungsmethode ..

. auf sauberster
Uran-Grundlage.

gelang es bisher
zwar nicht, frische

Teerflecken .

... jedoch einen über
800 Jahre alten Marktflecken

spurlos zu entfernen.
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*
Das Interview führte für "offensiv links"
Fritz Z. und Gerhard K.

die: Atomkraftwerke sind gefährlich,
stellen für die Bevölkerung eine Ge­
fahr dar. Fntweder sie nützen der Be­
völkerung oder sie schaden ihr. Wenn
sie ihr schaden, kann man sie nicht
in Betrieb nehmen, d. h. die Unge­
heuerlichkeit ist nicht die, daß 7 Mil­
liarden Schilling schon verpulvert
wurden,sondern obwohl Atomkraftwer­
ke gefährlich sind, obwohl das bekannt
ist, obwohl es immer wieder Wissen­
schaftler gesagt haben, die nachge­
wiesen haben wo die Gefahren der
Atomenergie stecken, trotzdem eines
gebaut wurde. Daß wir uns jetzt nicht
identifizieren können mit den 7 Milli­
arden die da drinnen stecken, das
stimmt, das sind die Steuern, die die
Bevölkerung bezahlte, aber deshalb
können wir der Regierung keinen
Blankoscheck auszustellen, weil sie
eben schon Sachzwänge geschaffen
hat.

" 0 f f e n si v I in k s ": Zurück zu
Zwentendorf, zum Atomkraftwerk
selbst, zum Bau und über das Monu­
ment das dort steht und die Argumen­
tation der Befürworter, und zwar in­
sofern daß gesagt wird, na ja, das
kostet 7 Milliarden Schilling und es
ist ein heller Wahnsinn da jetzt kein­
en Betrieb zu machen. Was sagst Du
dazu?

Sch w arz: Die Politik die die Re­
gierung zu Zwentendorf macht schafft
vollendete Tatsachen, beruft sich auf
Sachzwänge die es dann gibt und
nimmt es in Betrieb. Die sache ist

Sc h war z: Je mehr der Staatsappa­
rat Bescheid weiß, was für Kräfte in
dieser Bewegung repräsentiert sind,
wie die sich zusammensetzen, desto
mehr kann der auch versuchen, sie
politisch zu spalten. Wie das konkret
damals auf der Demonstration in Wien
sehr massiv geschehen ist, wo der
Bundeskanzler gesagt hat: "Der Kom­
munistische Bund, Marxisten und Linke
und Terroristen die nützen das aus ".
Das hat er der Delegation ins Gesicht
gesagt. Er hat auch der Frau die die
Forderungen aller AKW-Gegner, die
auf der Konferenz beschlossen worden
sind, überbracht hat, ins Gesicht ge­
sagt: "Sie sind auch nur so ein ausge­
nütztes Element, Sie lassen sich da
mißbrauchen. " Genau das sind die
Spaltungsversuche .

Es kann sein, daß die Auseinander­
setzungen mit dem staatsapparat
schärfer werden. Wie es konkret aus­
schaut, das muß man der entsprechen­
den Notwendigkeit überlassen. Aber
es ist klar, daß die Sache von Zwen­
tendorf in die Endphase geht, dabei
ist es ohne weiteres möglich, daß der
Kampf bei der Verhinderung der An­
lieferung der Brennelemente, zu einer
stärkeren Auseinandersetzung führen
kann. Dem will der Staatsapparat vor­
greifen, insofern daß er bürokratisch
vorgeht bei Anmeldungen von Demon­
strationen und Kundgebungen und

gleichzeitig die Staatspolizei ansetzt

auf Veranstaltungen, um zu wissen,

was die Ziele der Bewegung sind, wie

es weitergeht und auch konkret sich
einzelne AK'W-Gegner herauszugrei­
fen um sie zu kriminalisieren und da­
mit auch die Bewegung.
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7. November 1917:

Von der Revolution zum
"realen Sozialismus"

Aus den zehn Tagen, die die Welt
erschütterten, wurden zehn Jahre.
So lang währte der revolutionäre
Elan einer Avantgarde, hielt er der
inneren Konterrevolution und der
äußeren Bedrohung, der imperialisti­
schen Invasion stand - und siegte.
Aber ihre revolutionäre Potenz war
versiegt. Der Tod Lenins besiegelt
das Ende einer hoffnungsvollen und
stürmischen Dekade der Umwälzungen.
Dieser frühe Tod eines spät zu Ehren
gelangten Berufsrevolutionärs, großen
Theoretikers und faszinierenden Men­
schen ist mehr als eine nur subj ektive
Tragödie für die junge Sowjetunion
und die Revolution.

Lenin wußte, daß der Sieg der Bolschi­
wiki in Rußland Faktoren geschuldet

14 offensiv links

war, welche den Sieg mit vielen
schweren Hypotheken belasten würden.
Es war die Rückständigkeit des Zaren­
reichs, seine totale Zerrüttung, die
es u. a. zum schwächsten Glied der
imperialistischen Kette machten.
Es war zugleich das mächtigste Glied
der Kette: wer, wie Lenin, dem sub-
j ektiven Faktor die nötige Radikali ­
tät zu geben vermochte, der brauchte
sich in Petersburg jener Tage nur zu
bücken, um die Macht, die auf der
straße lag, aufzuheben. Die Macht
im größten Land der Erde hielt der
damit automatisch in der Hand. Diese
Macht zu halten: das war die Revolu­
tion in Rußland, nicht die SWrmung
des Winterpalais. Das war Sym bolik.

Worauf Lenin vertraute, was er leiden-

schaftlich erhoffte, traf nicht ein.
Die rettende Revolution in den kapita ­
listisch höher entwickelten Ländern
Europas blieb aus - nicht zuletzt
dank der ewig schwankenden Haltung
der Führer der Sozialdemokratie, auch
des Austromarxismus unter O1to Bauer.
(Österreich wäre das verbindende
Glied zwischen der Räterepublik in
Ungarn und in Bayern gewesen. )

In einem halb verhungerten, vom
Krieg ausgezehrten und an Reserven
erschöpften Land mußte eine neue
disziplinierte Armee, eben die rote,
aus dem Boden gestampft werden,
um den weißen Terror zu brechen,
die Invasionstruppen aus dem Land
jagen zu können. Allein das Ver-
dienst. dies geschafft zu haben, wür-



de ausreichen, um Trotzki an Bedeu­
tung neben die überragende Persön­
lichkeit Lenins zu stellen.

Der "Macher" StaUn

Daß sein schärfster Rivale, in allen
geistigen und menschlichen Belangen
entgegengesetzte Widerpart, der
stille und geduldige Parteibürokrat
Stalin schließlich das Erbe Lenins an­
trat, hängt nicht mit Verdienst und
Rang von Persönlichkeit in der Ge­
schichte zusammen. Es ist das drin­
gende Gebot der Stunde, einer neuen,
veränderten Situation. die große Per­
sönlichkeiten stürzt und andere, klei­
nere an die höchsten Stellen der
Macht hievt. Das ausgeblutete. ver­
wüstete Rußland mit einem an sich
schon kleinen. durch den Bürgerkrieg
zusätzlich dezimierten Proletariat
und den rückständigen Bauernrnassen
hatte zu wählen. Zwischen der Flucht
nach vorn, der Entfachung der Revo­
lution an seinen Grenzen und allen
nur erreichbaren Regionen der Erde.
Oder dem langen Marsch durch die
riesigen Gebiete des eigenen Landes
mit seinen schier unlösbaren Proble­
men. Alles, was sonst die bürgerliche
Revolution an politischen Errungen­
schaften und die ihr gemäße Produk­
tionsweise, der Kapitalismus an öko­
nomischen Leistungen vollbringt ­
sonst das Werk einer Epoche - sollte
in Eiltempo binnen weniger Jahre
nachgeholt lind gleichzeitig über­
sprungen werden.

Der Preis. der dafür entrichtet wurde.
war der Geist der Revolution. Übrig
blieb eine leere Hülle, ihr Leichnam.
Wie Lenins makaber anmutende Mu·
mie, wurde sie einbalsamiert und in
einen Kristalsarg gelegt, zwar sicht­
bar für alle Welt, aber kälter noch
als ein Marmonnonument. Statt we­
niger Staat gab es den totalitären
Staat. Statt mehr Demokratie an der
Basis. wurden alle Entscheidungen
zentralisiert. Statt der Sowj ets. der
Räte, herrschte der allmächtige Appa­
rat mit einem Allgewaltigen an der
Spitze, dessen Machtfülle jene des
Zaren in den Schatten stellte. Aus
der Diktatur des Proletariats wurde
die Diktatur für das Proletariat. Wer
sich nicht beugte oder sich ihr gar

entgegenstellte. ob Einzelperson oder
ganze Nation. wurde gebrochen, bei­
seitegeräumt, deportiert. Zuallererst
die alten Mitarbeiter Lenins, Zeugen
und Zeuger der Oktoberrevolution,
ihrer Absichten, ihrer Gesinnung.
Aber noch entsetzlicher vielleicht
als die Liquidierung der ersten Bolsche­
wiki war die Vorgangsweise gegen sie,
das Wie, war das Schauspiel der
Selbstanklagen, Demütigungen und
gegenseitigen Beschuldigungen der
einst stolzesten Revolutionäre der
Welt. Und eine ganze proletarische
Internationale, die das grauenhafte
Gespenst des Faschismus heraufdäm­
mern sah, seine ersten Un-Taten er­
lebte, weigerte sich, die letzte Hoff­
nung gegen dieses Monster aufzugeben,
das Bollwerk Sowjetunion des monströ­
sen stalinismus.

Bucharins letzte Worte vor dem Tri­
bunal waren: Die Weltgeschichte ist
das Weltgericht. Die Geschichte hat
ihr Urteil gesprochen und Stalin fast
unmittelbar nach seinem physischen
Tod auch geistig für tot erklärt. Ver­
geblich der Versuch seiner Epigonen,
Breschnews und Konsorten, gegen die­
ses vernichtende Urteil Revision ein­
zulegen. Die Sowjetunion wird erst
wieder zu ihrem Ursprung, zur sozia­
listischen Revolution zurückfinden,
wenn sie dieses alle grandiosen Er­
rungenschaften des roten Oktober in
Frage stellende Kapitel des stalinis­
mus von Abis Z aufgekündigt und be­
wältigt haben wird.

"Mußte" es SO kommen?

Es ist unter kritischen Sozialisten
Mode geworden, an Hand einer be­
stimmten Marx-Rezeption die Unver­
meidbarkeit, die historische "Not­
wendigkeit" der stalinsehen Defonn a­
tionen darzulegen. Die gängigste Me­
thode ist der Versuch nachzuweisen,
daß in Rußland auf Grund der vorhan­
denen Voraussetzungen und Schwierig­
keiten eine "asiatische" Spielart des
Sozialismus sich habe zwangsläufig
etablieren müssen. Dieser merkwür­
dige Detenninismus, dem freilich
Lenin dann ebenso geopfert werden
muß wie stalin, wird offensichtlich
Lügen gestraft, nimmt man die Er­
fahrungen anderer Revolutionen zur
Hand, sei es der chinesischen, der

iugoslawischen oder der kubanischen,
die in mancherlei Hinsicht andere
Möglichkeiten der Entwicklung und
Entscheidung dokumentieren. Das be­

deutet nun nicht, daß diese Revolu­
tionen eher als die sowj etische Modell­
charakter für uns oder ein anderes
Land haben könnten. Es zeigt sich
heute immer mehr, daß bei der Un­
gleichzeitigkeit des Verlaufs der Welt­
revolution keiner Revolution im natio­
nalen Maßstab ihre spezifischen Erfah­
rungen erspart werden können. Selbst
innerhalb der eurokommunistischen
Parteien Westeuropas gibt es so gewal­
tige Unterschiede wie z. B. zwischen
der KPI und der KPF. Unterschiede,
die so ohne weiteres nicht aufhebbar
sind. Der gemeinsame positive Aspekt
ist hier die Perspektive, aus den Feh­
lern anderer Revolutionen gelernt zu
haben, bestimmte Holzwege von vorn­
herein zu kennen und vermeiden zu
können - was aber nur in der Praxis
möglich ist. Es ist daher auch keines­
wegs sicher, daß diese Länder aus ih­
rer objektiven Situation: aus dem ho­
hen Stand der Produktivkräfte und aus
den dazugehörigen Lebensgewohnhei­
ten der Massen ausschließlich Vorteil-

DO
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haftes für eine sozialistische Entwick­
lung ableiten können. Es gibt keinen
Automatismus in der menschlichen
Entwicklungsgeschichte, weder posi­
tiv, noch negativ.

Probleme
des Sozialismus

Die bloße Verdammung der
Realität sagt nichts über die
Zukunft

Eine andere kritische Tendenz der
marxistischen Linken wiederum hält
von Zeit zu Zeit über die Sowj etunion
und die anderen Länder des "realen
SOzialismus" ein marxistisches Scher­
bengericht ab, an dessen Ausgang die­
se Länder in Bausch und Bogen "verur­
teilt" werden. Auch diese Tendenz
setzt sich meines Erachtens allzu leicht­
fertig über gewisse Aspekte hinweg, die
den "realen Sozialismus" zwar nicht
beschönigen, seine durchaus objektiven
Probleme aber erklären helfen könnten.
Ein solcher Aspekt ist die von den USA
und den anderen imperialistischen
Mächten forcierte Aufrüstung. Die un­
geheuren Kosten dieses Rüstungswett­
laufs könnten in den im Bürokratismus
steckengebliebenen Übergangsgesell­
schaften sofort und ohne negative Er­
schütterungen anderen, nützlichen und
dringend notwendigen gesellschaftlichen
Zwecken zugeführt werden. Wäre das
der Fall, vorausgesetzt, daß eine welt­
weite, gleichzeitige und totale Ab­
rüstung zustandekäme, fiele auch noch
der ständige psychologische Druck im
inneren, die Psychose des Belagerungs­
zustandes weg. Eine Entwicklung könn­
te da einsetzen, ähnlich jener des
Prager Frühlings. Dieser Frühling würde
selbst noch das sibirische Eis zum
Schmelzen bringen!

Dies sollten wir auch bedenken, wenn
uns heute beim Gedenken an die
Oktoberrevolution nicht mehr so
recht warm ums Herz werden will.

Zsolt Patka
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Auf Seite 9 bringt die "Volksstimme " vom 5. August 1977 unter
"Kultumotizen" den kurzen Vermerk des Todes von Ernst Bloch. Da

heißt es:
Bloch, 1~'5 in Ludwigshafen geboren, ,tudierte in München
und in Würz burg, mußte 1933 wegen "Verächtlichmachung
des Dritten Reichs" außer Landes (Schweiz, Frankreich, USA).
1949 wurde er als Professor an die Universität Leipzig beru­
fen, verließ aber in der Folge - 1961 - die DDR und nahm
einen Lehrstuhl an der Unive~ität Tübingen an.

Philosophisch war Ernst Bloch., dessen Hauptwerk den Titel
"Das Prinzip Hoffnung" trägt, vom utopischen Sozialismus
geprägt. Dies brachte in vielen Fragen geistige Rückgriffe
mit sich, da es ja den wissenschaftlichen Sozialismu, gibt;
und erschwerte we,entlich Blochs Verständnis für die Prob­
leme des realen Sozialismus.

Die Floskel "verließ aber in der Folge ..• die DDR" trifft heute auf
so viele Künstler und intellektuelle der DDR zu, daß man von einer
ganzen Folge -Generation Ernst Blochs sprechen könnte. Wahrlich ver­
räterisch das Wort: sie "verlassen" als Folge ihres aufrechten Ganges,
ihrer aufrechten Gesinnung ein Land, das sich sozialistisch nennt. Wo
sie bis zuletzt verfolgt wurden.

Eine Veranstaltung für Jugendliche in der Hauptstadt der DDR, Berlin­
Alexanderplatz artet in eine Massenschlägerei aus, die nachher von
den DDR-Behörden als das Werk einiger Rowdys abgetan wird. Die
Meldung von Toten und Schwerverletzten unter den Jugendlichen und
den Volkspolizisten wird dementiert.

Dieses, jenes und anderes mehr erschwert allgemein das Verständnis
für die Probleme des "realen" Sozialismus. Vielleicht würde ein

bißehen utopie doch nicht schaden. • • *z.



Terrorismus:

Verschleierungen - Entschleierungen

~ ie, welche einmal die
Staatsgeschäfte verwalten, lau­
fen Gefahr, immer mehr und
mehr von der Sache weg und nur
auf die Form hin zu sehen. Da­
her nimmt in den meisten Staa­
ten von Jahrzehnt zu Jahrzehnt
das Personal der Staatsdiener
und der Umfang der Registratu­
ren zu und die Freiheit des Men­
schen ab.

W. v. HUMBOLDT, Grenzen der
Wirksamkeit des Staates.

I.
Wenn wir uns jetzt nicht ins Bocks­
horn jagen lassen von einer wildge ­
wordenen Rechten, auf die die Unke
wiederum oft mit Bocksprüngen rea­
giert - dann bleibt für uns bei der
ganzen Terrorismus-Debatte noch
eine wichtige Frage zu klären und
zu beantworten: die Frage der Gewalt.

Wir lehnen die individuelle, d. h.
von Einzelpersonen, von privaten,
gesellschaftlich isolierten Gruppen
praktizierte Gewalt (Terror) als
Mittel revolutionärer Politik und
Praxis ab, denn:

1. Terror verschleiert den
Blick für gesellschaftliche
Zusammenhänge

statt gesellschaftliche Widersprüche
aufzuzeigen, bleibt das verschleiern­
de Spektakel zurück. Dafür sorgen
schon die bürgerlichen Massenmedien,
die sich ihrerseits ja bei der Ver­
schleierung der Leserblicke für die
gesellschaftlichen Hintergründe hem­
mungslos medien-terroristischer Mit­
tel bedienen. Und darüber hinaus er­
folgreich den Verlauf des tödlichen
Spektakels - je blutiger desto besser
für das Blatt - mitbestimmen: Ver­
hinderung der Übergabe des Lösegelds
für Schleyer durch eine gezielte In­

diskretion seitens einer Nachrichten­
agentur; Entlarvung des Kapitäns der
Lufthansa-Maschine bei den Entführern
durch Hinausposaunen seiner diskreten
Hinweise über Anzahl und Bewaffnung
der Entführer gegenüber dem Kontroll­
turm in Dubai. Seine Ermordung
kommt dann wie bestellt •••

2. Die Opfer der Schleyer­
Entführung sind durch nichts
zu rechtfertigen
Terror kann seinem Wesen nach kein
strategisches Konzept revolutionärer,
also gesellschaftsverändernder Praxis
sein. Denn entweder erreicht er sein
einzig mögliches Ziel, nämlich Fa­
nal zu sein, zündet er als Funke und
führt zu Massenkämpfen - damit hebt
er sich selbst auf. (Dies war während
der algerischen Revolution und in der

ersten Phase der Rekonstruktion des
palästinensischen Befreiungskrieges
tatsächlich der Fall.) Oder: Terror
kommt über seinen spektakulären
Charakter nicht hinaus, bleibt gesell­
schaftlich und klassenmäßig isoliert
und wird zum Selbstzweck. Die RAF
ist sehr bald in dieser Sackgasse ge­
landet. Da sie nun mit dem Rücken
zur Gefängniswand kämpft, gelten
ihre Aktionen fast ausschließlich ihrer
Selbsterhaltung, Selbstbefreiung und
Selbstbestätigung.

Vier tote Beamte, vier Lohnabhängi­
ge im Dienste eines staates, der bei
keiner noch so verrenkten Ideologie­
gymnastik faschistisch auszumachen
ist, der stinknormal bürgerlich-impe­
rialistisch (1), aber von diktatorisch
noch ein gutes Stück entfernt ist, das
ist durch nichts zu rechtfertigen, we­
der politisch, noch moralisch, noch
ideologisch. Das ist und bleibt Mord,
den ein jeder im Namen jeder sektie­
rerischen Idee begehen könnte, ver­
schafft er sich nur eine Maschinen­
pistole. Da man nun einmal die Waf­
fen hat, läßt man diese statt besserer
Argumente halt reden (pardon: bellen).

(l) Der Unterschied zwischen diktatorischem,
faschistischem und "stinknormalen" bürgerlich­

imperialistischem staat:
Griechenland unter der Junta-Herrschaft und
heute; Portugal vor dem sturz Caetanos und
heute; Spanien unter Franco und heute. Nazi­
Deutschland ehen und die BRD auch noch heute I

Durch Terror lassen sich politische
Inhalte für ein breites gesellschaft­
lich relevantes Klassenspektrum nicht
vermitteln. (Terror ist und bleibt
eine Privatangelegenheit einiger
weniger). Im Gegenteil: selbst noch
das einleuchtendste Motiv entschwin­
det hinter der Form seiner Realisie­
rung. Eine Bombe gegen den Medien­
Terror der Springer-Presse tötet einen
Arbeiter. Die Arbeiter, die die
Springer-Presse lesen, identifizieren
sich über den toten Kollegen noch
mehr als bis jetzt mit der Springer­
Presse und gegen die Bombenwerfer.
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13 . Terror ist keine Guerilla

Nach keiner Definition und keiner
Erfahrung ist Terror eine Kriegsform.
Wäre Che Guevara ein Terrorist ge­
wesen, er wäre heute längst in Ver­
gessenheit geraten. Er ist zwar ge­

scheitert, in einem Krieg gefallen
als Soldat und als revolutionärer Käm­
pfer für die entrechteten und unter­
drückten Massen Boliviens. Marighella,
die Tupamaros, Camillo Tores, sie
alle sind gescheitert mit ein er spezi­
fischen Form des revolutionären Krie­
ges gegen politischen und ökonomi­
sehen Terror der herrschenden Klas­
sen Lateinamerikas. Sie sind gefallen
als Revolutionäre. illre Sache lebt,
sie wird eines Tages in anderer Form
erkämpft werden, sie wird triumphie­
ren, kein Zweifel.

Nach dem Sieg der Oktoberrevolution
in Rußland konnten die Narodniki (2)
- bei aller Unvergleichbarkeit ihrer
Motive und Methoden mit denen der
RAF - auch keinen historischen An­
spruch erheben, Wegbereiter der Re­
volution gewesen zu sein.

(2) Narodniki: russische Terroristen, die die

Befreiung des Volkes durch Ermordung der
zaristischen Repräsentanten anstrebten.

4. Terror ist verwechselbar

Die Seiten der Barrikade sind unver­
wechselbar, die Fronten des Klassen­
kampfes, mögen sie noch so kompli­
ziert verlaufen, die Interessen der
Ausbeuter und Ausgebeuteten sind
unverwechselbar.

Es ist jedoch unmöglich mit Sicher­
heit auszuschließen, daß eine im
Namen der sozialistischen Revolution
agierende Terroristengruppe in Wirk­
lichkeit nicht von der Reaktion ge­
steuert wird. Die Zahl der Provoka­
tionen von rechts in der Gestalt des
"linken" Terrors ist Legion. Die
GRAPO in Spanien, die Roten Briga­
den in Italien werden bis weit in die
extreme Linke hinein als faschistisch
gesteuerte Terrorgruppen eingeschätzt.
Selbst Gruppierungen wie die ETA im
Baskenland oder die IRA in Nordirland ,
die über beträchtlichen Anhang in
der Bevölkerung verfügen und keines­
wegs nur einen privaten Krieg führen,
sind vor solchen Gefahren nicht ge­
feit. In Nordirland wurden und wer­
den rein private Fehden als IRA -Ver­
geltungsaktionen getarnt ausgetragen.
Exekutive und IRA sind hilflos und
ratlos. Der jüngste Terroranschlag

im Baskenland kam von einer abge­
splitterten Gruppe der ETA und war

ein politischer Wahnsinnsakt zu einem
Zeitpunkt, wo ein Großteil der For­
derungen der baskischen Massen kurz
vor ihrer Erfüllung steht. Wer soll da
noch unterscheiden können, ob der
Anschlag von einer verirrten Sekte
der ETA oder einer als solche getarn­
ten Gruppierung der Falange kam?
Der Effekt ist jedenfalls derselbe:
Franeo dankt aus dem Grab.

Nein, Terroristen müssen gar nicht
von der Rechten und der Konterrevo­
lution geködert sein. Der naive Links­
extremismus kann in mancher Situa­
tion besser ihren Zielen dienen als
faschistische Schläger- und Mörder­
brigaden. Wir dürfen uns nicht von
Äußerlichkeiten täuschen lassen:
nicht vom roten stern, nicht von der
ach so vertrauten Phraseologie. Nach
ihren Taten und deren Auswirkungen
müssen wir sie beurteilen.

Gewalt, revolutionäre Gewalt
der Massen und des
Klassenkampfs ist legitim
und notwendig.



Wer sie leugnet, ihr abschwört oder
vor ihr zurückschrickt, gibt damit
auch jede Hoffnung und Aussicht auf
gesellschaftliche Veränderungen preis,
unterwirft sich sklavisch der Gewalt­
förmigkeit kapitalistischer Produk­
tionsverhältnisse, verkennt den Ge­
waltcharakter des bürgerlichen Staa­
tes und seiner Organe. Davon handelt
der zweite Teil.

11.

Terroristen, Humanisten und
umgekehrt

Der Terrorist erpreßt, indem er ans
Gewissen, an die Menschlichkeit
seines Gegenüber appelliert. Wenn
bis dann und dann nicht das und das
geschieht, passiert was. Eine Hand­
voll bis zur letzten Konsequenz ent­
schlossener Einzelgänger kann den
staat und dessen wichtigstes Organ,
die Exekutive, in relative Ohnmacht
versetzen. Die Regierung verhandelt,
feilscht, geht auf die Forderungen ein
und verliert dadurch an Glaubwürdig­
keit bei den Bürgern. Daher läßt sie
in letzter Zeit lieber stürmen, soweit
die Geiselnehmer gestellt sind, riskiert
es, nicht nur die Geiselnehmer, son­
dern auch Geiseln zu töten, wie in
Holland zuletzt.

Die Glaubwürdigkeit des Staates ist
gefestigt, die toten Geiseln sind einen
unfreiwilligen Heldentod gestorben,
es ist alles in Ordnung. Was tun aber,
wenn die Dltführer mit ihrem Opfer
verschwinden? Bonn sagt dazu: abwar­
ten. Nichts tun ist auch eine Tätig­
keit. Die aufreibendste für die Terro­
risten, weil die Dltscheidung damit
wieder be i ihnen liegt. Das ist passi­
ve Weigerung, auf die Taktik der
Terroristen einzugehen. Wenn die
Sache dann um eine stufe eskaliert
und auch noch eine Lufthansa-Maschi­
ne entführt wird, um Druck auf die
Abwartenden zu verstärken, sie end­
lich zum Handeln zu zwingen, setzt
sich eine fürchterliche Maschinerie
in Gang. Diplomatischer Druck, ver­
lockende Angebote für Fhtwicklungs­
hilfe in DM und ein mobiles Einsatz-

Knüppel aus dem Sack
Kann ab sofort auch in deut­
schen Kinderzimmern gespielt
werden. Die Gliedermännchen
Marke "Play Big" der BIG­
Spielwarenfabrik Fürth (bisher
Feuerwehrmänner. Cowboys)
wurden aktuell ausgerüstet: Die
Polizisten tragen wie bei De­
monstrationen Helme. Schutz­
schilde. Knüppel: im ..Gefan­
genen-Set": Fesseln und Eßnapf.

aus "Zeitmagazin "

kommando wie in Dltebbe werden als
Mittel eingesetzt, um noch im ent­
ferntesten Winkel der J:Ide stürmen
zu können. Helmut Schmidt kalku­
liert das Risiko und trifft Dltscheidun­
gen kalt wie Eisen und hart wie Krupp­
stahl.

Die Öffentlichkeit ist gespalten. Sel­
ten überwiegt die Sorge und die An­
teilnahme am Schicksal der Opfer.
Eher regt sich der Urinstinkt des Mobs,
des bewußtlosen Haufens, des aufge­
hetzten Pöbels: F.J. Strauß ist der
große Meister dieser Sparte freiheit­
lich -demokratischen Politikerverständ­
nisses. Übergebt die Terroristen dem
Volk, und das Problem ist ein für alle­
mal gelöst. Lynchj ustiz für die Terra­
risten ! Aber warum nur für sie? Ilse
Leitenberger von der "Presse" besteht
doch gerade darauf, daß Terroristen
ganz gewöhnliche Kriminelle sind.
Dann aber halten wir es lieber mit
dem unbestechlichen Nimmerrichter
alias Staberl: Todesstrafe, Kastration
nach gleichem Recht für alle. Dane­
ben gibt es auch stimmen von beru­
femen Humanisten unserer Zeit:
Dürrenmatt forderte aus der SChweiz,
SChleyer soll doch geopfert werden I
Was die BRD-Regierung in diplomati­
scher stille nur lenkt, denkt ein Dich­
ter laut vor sich hin.

Rechtsstaat kontra Terror
und umgekehrt

Die RAF führt in der BRD einen pri­
vaten "antiimperialistischen " Krieg.
Sie hat zunehmend Erfolg dabei.
Dank ihren Gegnern, den BRD-Impe­
rialisten. Terror gibt es nicht nur in
der BRD. Es gibt ihn in Holland, in
Japan, in Italien, wo eigentlich
nicht? Der Unterschied ist nur: ande­
re Länder, andere Sitten. Nicht etwa
was den Terror, sondern was seine
Bekämpfung betrifft.

Anderswo tut man es im Rahmen
rechtsstaatlicher Prinzipien, Bonn
aber befindet sich, wie Spiegel­
Herausgeber Augstein schreibt, im
"Weltbürgerkrieg ". Diesen Zustand
zu konstatieren und daraus Konsequen­
zen abzuleiten, blieb wieder einem
Hum anisten vorbehalten. Golo Mann
nimmt knapp nach Bekanntwerden
der Schleyer - Dltführung theoretisch
vorweg, was die Regierung zu Bonn
praktizieren wird, dabei ihre eigene
Krise noch verschärfend: die Aufhe­
bung einiger fundamentaler Grund­
sätze bürgerlichen Rechtsstaats bezüg-
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lich der Vertrauensanwälte (3). Die
Drachensaat, von Intellektuellenhand
mitgesät, geht über Nacht auf. Die
übelste Hetzkampagne seit den Bücher­
verbrennungen der NSDAP erfaßt die
BRD und schwappt an der Bayrischen
Grenze nach ÖSterreich über.

Die "Salzburger Nachrichten" blasen
in einem Leitartikel, betitelt "Lie­
benswerte Anarchisten" das Halali
zur herbstlichen Treibjagd auf das

(3) Und die Erwägung, politische Gefangene
als "Gegen-Geiseln" zu erschießen. So in einer
Panorama-Sendung am 17.] 0.] 977. (Dies und
der einige Tage darauf "eingetretene" Tod der
Gefangenen von Stammheim könnte diesen
Nachkommen des großen Thomas, der seinen
Mann auch politisch anständig zu stellen wul!­
te, ebenfalls unsterblich machen.)

Rotwild aller Schattierungen. Böll
zuletzt noch. Er wird weidmännisch
zerlegt. Als er gegen Sippenhaftung
in einem Fernsehinterview im Bayri­
schen Rundfunk protestieren will, wird
die Sendung auf Befehl von oben
kurzerhand abgesetzt. Die Hatz auf
"Sympathisanten" nahe und entfernte,
greift logisch und konsequent auf die
gesamte Sozialdemokratie über. Eine
Zitatensammlung von der CDU soll
belegen, daß die Urheberschaft des
Terrors nicht nur beim Nobelpreis­
träger für Literatur Böll, sondern auch
beim Nobelpreisträger für den Frie­
den Willy Brandt liegt. (Für etwas
Bodenständiges bekommt ein West­
deutscher ja so leicht einen Nobel­
preis nicht!) Brandt kann sich nicht
beklagen. Helmut Schmidt und seine

Riege hat alles richtig hingebogen,
um diese Atmosphäre des Gifts, der
Galle und des politischen Fallstricks
an dem anderen wird schon fleißig

geknüpft) mit teutonischer Gründlich­
keit herzustellen. Kein Wunder. Der
stärkere erfolgreichere und mächti­
gere Teil Deutschlands fühlt sich
wieder einmal verkannt. Er soll z. B.
allen Ernstes einen altersschwachen
Massenmörder ausliefern. Das greift
dieser Bundesrepublik ans Herz. Es

blutet vor soviel Zumutung. Daß ein
verdächtiger Baader -Meinhof-Vertrau­
ensanwalt von den französischen den
BRD-Behörden nicht stante pede aus­
geliefert wird, erschüttert das Ver­
trauen derselben BRD in die Gerech­
tigkeit aufs tiefste. Was hat Croissant
mit KappIer zu tun ?
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Gewerkschaften
in der BRD

Und was kann Bonn dafür, daß in
Bundeswehr-Kreisen, unter Anwärtern
für das Heeres-Pädagogen - Amt
"symbolische" Judenverbrennungen
stattfinden, daß der Hitlergruß unter
den Soldaten grassiert ?

Es sind die Entgleisungen einzelner,
die dis~iplinarisch geahndet werden.
Was können die führenden Männer
der BRD und ihrer politischen Parteien
dafür, daß es heute wieder soviel In­

teresse für Hitler, für ein "objektives"
Bild vom Dritten Reich und seiner
Heldentaten unter Jung und Alt gibt?
In der BRD kann jeder eine Karriere
machen, auch post mortem, wenn er
nur nicht gegen das Grundgesetz ver­
stößt! Hitler macht z. B. heute seine
zweite Karriere. Wenn auch nur auf
der sauberen Leinwand. Bis jetzt.

Post scripturn :

Am Ende bleibt Angst, Zorn und
SCham.

Angst vor der Entwicklung, die jetzt
auf die Bundesrepublik Deutschland,
aber auch auf uns zukommt.

Zorn auf das gemeine Triumphge­
brüll angesichts des Todes der Gefan­
genen in stammheim. Nein, das ist
keine klammheimliche Freude, das
ist offene, zynische Bej ahung der
Möglichkeit gewesen, daß hier staat­
licher Fememord in schützenden Ge­
wand der Justiz verübt wurde •.

Und Scham, doppelte SCham: Für die
Ermordung Schleyers, die gemeinsam
von einem Haufen abgrundtief ver­
zweifelter Abenteurer und von den
Bonner Verantwortlichen verübt wurde.
Scham auch für unsere Schwäche, die
uns unfähig macht, einer ganzen ver­
lorenen Generation, ihren Hoffnungen
und ihrer illusionen eine politische
Heimstätte zu bieten, die sie vor
ihrer selbstmörderischen, ihre Gesich ­
ter entstellenden, ihre Ideen verstüm­
melnden Raserei bewahren, wo sie
ihren Glauben, ihre Energie und ihre
Opferbereitschaft für eine bessere
Sache einbringen könnte.

Zsolt patka*

Wovon die Linke seit Jahrzehnten
träumt, scheint in der BRD allrnäh ­
lich wieder politische Realität zu
werden: eine Beteiligung der Basis
an gewerkschaftlicher Politik.

Vom 18. bis 24. September 1977
fand in Düsseldorf der 12. ordentliche
Gewerkschaftstag der IG- Metall statt.
Die IG -Metall ist mit 2, 6 Millionen
Mitgliedern die größte bund esd eut ­
sche Einzelgewerkschaft im Deutschen
Gewerkschaftsbund. Der Gewerk­
schaftstag setzte sich aus 546 Dele­
gierten zusammen, davon sind 55
Prozent Arbeiter und 34 Prozent An­
gestellte.

Nicht wie seit langem üblich, wurden
die Anträge, die vom Vorstand ausge­
arbeitet und formuliert zur Abstim ­
mung vorlagen, fast diskussionslos
angenommen oder abgelehnt. Nach
Abänderung der Geschäftsordnung
durch die Delegierten wurden Ergän­
zungsanträge von der "Basis" einge­
bracht und der Vorstand hatte sich zu
fügen.

Hier einige wesentliche Beispiele,
die aufgrund von Delegiertenanträgen
so beschlossen wurden:

o die Delegierten empfahlen dem
IG- Metall-Vorstand, daß der
DGB weiterhin der konzertierten
Aktion (sozialpartnerschaftliche
Verhandlungen) fernbleibe, und
zwar solange, bis die Unterneh­
mer ihre Klage gegen das Mitbe­
stimmungsgesetz beim Verfassungs­
gericht zurückziehen oder das
Verfassungsgericht entschieden
habe.

Nach einem Jahr "praktischer" Erfah­
rungen mit dem im Juli 1976 in
Kraft getretenem Mitbestimmungs­
gesetz hatten die Unternehmerverbän­
de beim Bundesverfassungsgericht Be­
schwerde wegen dieses Gesetzes ein­
gereicht, daraufhin war der DGB von
der konzertierten Aktion zurückge­
treten.

ODer IG-Metall-Gewerkschaftstag
beantragte die Aufnahme der For­
derung nach der 35 -stunden­
Woche in das Aktionsprogramm
des DGB.

Begründet wurde die Möglichkeit
einer solchen Forderung mit der Ein­
führung neuer Technologien. Ziel der
35 - stunden - Woche soll der Abbau der
Arbeitslosigkeit sein.

o Zum Problem Energiepolitik
machte dieser Gewerkschaftstag
den Vorschlag, der als Antrag an­
genommen wurde, alle Unterneh­
mungen der Energiegewinnung,
-erzeugung und -versorgung in
Gemeineigentum zu überführen.

Die IG-Metall hält allerdings den
völligen Verzicht auf Kernenergie
zum gegenwärtigen Zeitpunkt für un­
möglich. Nicht verzichtet haben die
Delegierten auf die Zusatzforderun­
gen nach verstärkter Entwicklung
nicht -nuklearer Energiequellen, Lö­
sung des Entsorgungsproblems und
demokratischer Beteiligung aller Be­
troffenen an der Planung von Atom­
kraftwerken.

Eine starke Minderheit forderte die
generelle Verurteilung der Berufsver­
bote. Angenommen wurde der Antrag
in reduziertel Form, wobei in Einzel­
fällen einer Überprüfung der Berufs­
verbote für notwendig erklärt wurde.
Ursprünglich war der Antrag zu den
Berufsverboten mit einer Verurteilung
des Terrorismus in einem Atemzug
formuliert. Der Protest der Delegier­
ten bewirkte zumindest die Trennung:
Verurteilung des Terrorismus und
kritische Haltung zur Berufsverbots­
praxis.

Der Vorsitzender der IG-Metall Lode­
rer paßte sich wohl oder übel dem
kämpferischen Tenor des Gewerk­
schaftstages an und narmte die IG­
Metall eine Kampforganisation, die
"••• keinen Frieden mit dem Kapita­
lismus schließen (kann) ".

Eine leise Hoffnung, daß sich die Ge­
werkschaften ihrer ursprünglichen
Aufgabe wieder bewußt werden, hat
ganz offenbar einen realistischen
Hintergrund. Zu betonen ist, daß die
in Ansätzen kämpferische Haltung
der IG-Metall in der BRD ihren Ur­

sprung in einer sich aktiVierenden*

Basis hat. sabine B.

Quelle: "Extradienst "
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USA:

Der Volksfreund schminkt ab
Das erste halbe Jahr der

Carter-Administration

Trotz allen ideologischen und Werbe­
rummels war es eine müde Wahl ge­
wesen, die letztes Jahr den "Erdnuß­
farmer aus Georgia" zum Präsidenten

kürte.

An die Carterschen Losungen hatten
sich vielfältige und starke sozialre­
formerische und -ethische Erwartun ­
gen geheftet. "SOweit sich eine er­
kennbare Linie durch Carters Äuße­
rungen und durch seine Praxis als
Gouverneur zog, war es die populist­
isch gefärbte SOrge für den kleinen
Mann, den wirtschaftlich Schwachen,
für eine aktive Beschäftigungs- und
Konjunkturpolitik zur senkung der

Arbeitslosigkeit, zur gerechteren Ver­
teilung der Steuerlast, gegen die ein­
seitig von den Interessen der Geschäfts­
welt diktierte Wirtschaftspolitik sei­
ner Vorgänger". Was ist davon ge­
blieben?

Carter machte zunächst seinem
"volksnahen " Regierungsstil (Kamin­
gespräche mit dem Volk übers Fern­
sehen, Telefonate mit jedermann zu
bestimmten Zeiten, Verzicht auf
Staatskarossen usw. ) einigen Wirbel
und versuchte, sich mit allen Mitteln
als integrer Regierungslenker von den
Skandalen seiner Vorgänger abzuhe­
ben, die "Würde des Amtes" wieder­
herzustellen. Offenbar, um das Volk
auf den nächsten Akt einzustimmen.

Schon im Januar stellte ein liberaler

deutscher Beobachter fest, daß Carter
bereits "weit von jeder Himmels­
stürmerei entfernt" sei. Zunächst
wurde der Präsidentenstab personell
aufgestockt, der vorher geächtete
Waffenhandel mit saudiarabien flott
abgewickelt (und der mit Persien vor­
bereitet), der populäre 50 -Dollar­
Steuerbonus für jedermann sang - und
klanglos beiseite gelegt. Durch die
in- und ausländische bürgerliche
Presse geht ein Aufatmen, überrascht
beinahe. wie rasch sich Carter mau­
sert, "red et wie ein Prophet und
handelt wie ein Konservativer".
Der Nachhall der Wahl und die Car­
tersche Beschwörung des "nationalen
Geistes der Zusammenarbeit" ver­
deckten schon bald kaum mehr den
Umschwung - ohne der Popularitäts-
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kurve Garters, den auch Linke halb
anerkennend als "shrewd" (schlau)
bezeichneten, vorerst Abbruch zu
tun.

Government as usual
(Regierung wie gewöhnlich)

An der Vertretung der Interessen der
Frauen, der Schwarzen, der Gewerk­
schaften sollte sich die neue Regie­
rung sehr schnell als recht alte ent­
puppen. Schon die Besetzung des Ka­
binetts durch den Präsidenten (wel­
ches nur ihm verantwortlich ist) war
ein Schlag gegen die Hoffnungen des
liberalen und sozialreformerischen
Flügels der Demokraten. Das "Han­
delsblatt" war damit sehr zufrieden:
''Unabhängiger ( !) als Skeptiker ver­
mutet hatten, hat der frühere Gouver­
neur von Georgia seine Führungs­
mannschaft zusammengestellt und
dabei die Kritik der Gewerkschaften
und Minoritätsverbänd e riskiert".

In die Schaltstellen der neuen Regie­
rung rückten durchweg Politmanager
und Technokraten ein, die konserva­
tiv orientiert waren. Viele von ihnen
hatten schon vorher in der internatio­
nalen "Trilateral Gommission" zu­
sammengearbeitet, die sich eine Neu­
ordnung der Welt zu amerikanischen
Gunsten zum Ziel gesetzt hatte. Für
den sozialreformerischen Flügel der
Demokraten und der Wähler gab es
einige Verzierungen in Gestalt von
Galifano (Mitautor von Johnsons
"Great SOciety"), der frauenrecht­
lerisch betonten J. Kreps als Handels­
ministerin und des bürgerrechtlichen
Farbigen A. Young als UNO-Botschaf­
ter.

Aber das machte den Kohl nicht fett,
und selbst die "Frankfurter Allgemei­
ne Zeitung" stellte fest: "Garter hat
einige Mühe, sein Wahlkampfver­
sprechen wahrzumachen, nach dem
mehr Schwarze und Frauen Kabinetts­
mitglieder werden sollten ".

Der Gesundbeter Gater hatte wohl
die Nation zeitweilig ideologisch
zusammengeschweißt, aber dem
Druck einer ungeduldig auf neue

Profitblüte nach der Krise drängenden
Bourgeoisie nichts entgegensetzen
wollen oder können. Nicht nur ent­
schwand die angekündigte Reform der
Kranken- und SOzialversicherung
schon in den ersten Wochen der
Garter-Administration in der Versen­
kung, erwies sich die angekündigte
Red uzierung des Riistungshaushalts
plötzlich als nicht mehr möglich.
Garter predigte nun Sparsamkeit,
Budgetausgleich, Rationalisierung
der Verwaltung. Der als Antibürokrat
angetretene Präsident wurde zum Po­
litmanager weiterer sozialer Demon­
tage in der Linie seiner reformfeind ­
lichen Vorgänger.

Die in den vergangenen Jahren erheb­
lich angeschwollene Staatsverschul­
dung und Inflation ließen Garter früh­
zeitig versprechen, den Staatsanteil
am SOzialprodukt nicht mehr zu er­
höhen und den Bundeshaushalt bis
1981 auszugleichen. Der staatskon­
sum ist im Interesse stabiler Preise
und einer höheren Rate der Kapital­
bildung zu drosseln - und Garter er­
weist sich als Instrument der bürger­
lichen ökonomischen Zwangsgesetze.
sein einkommenspolitisches Programm
zur Förderung des Massenkonsums fiel
mehr als bescheiden aus. Das öffent­
liche Arbeitsbeschaffungsprogramm
ging über das von Ford nicht hinaus.
Ein neues "Wohlfahrtsgesetz " sieht
die Einführung von Arbeitszwang vor.
Die Reform der Lebensmittelmarken­
ausgabe an Arme erleichterte die Be­
zugsbedingungen, schloß aber zu­
gleich Millionen l:lezugsberechtigte
durch eine ungünstigere Berechnungs­
weise aus. Dafür ließ Garter keine Ge­
legenheit aus, der Industrie, deren
Investitionsrate im 4. Quartal 1976
die niedrigste seit dem zweiten Welt­
krieg war und die unter dem Druck
hoher Zins- und Amortisationszah­
lungen aufgrund der angehäuften
Schulden stand, seine Reverenz zu
erweisen: durch Investitionskredite,
Absage an Preiskontrollen, Aufhebung
von Umweltschutzauflagen und der
Preisbindung für Erdgas.

Von der im März 1977 immer noch
(offiziell) 7,3 '10 betragenden Arbeits­
losenrate, dem Desaster der Arbeits­
losenversicherung und der weiterhin
hohen Inflation (im März 6,4 '10 über
dem Vorjahmiveau) ist gegenüber der
offenen Förderung der Kapitalverwer­
tung nicht mehr die Rede. Auch die
Gewerkschaften, denen Garter groß-

zügige Wahlversprechen gemacht
hatte und die sich massiv für ihn ein­
gesetzt hatten, sehen ihre Felle da­
vonschwimmen. Sie hatten eine gan­
ze Reihe von Reformvorhaben geplant,
welche die sozialen Probleme der
Arbeiter spiegeln, ohne diese aller­
dings selbst massiv in den Kampf für
die Lösung dieser Probleme einzube­
ziehen: Gesetze zur Verbesserung der
streikmöglichkeiten im Baugewerbe;
Reform des Arbeitsrechts zur Erleich ­
terung von Organisationskampagnen
(wie etwa unter den Textilarbeitern
des Südens), Abschaffung der streik­
brechergesetze (ironischerweise
"right-to-work-Iaws" genannt) in den
Einzelstaaten, Erhöhung des Minimal­
lohns (Indexbindung an den industriel­
len Lohndurchschnitt), S1:reikrecht im
öffentlichen Dienst, Importbeschrän­
kungen für gefährdete Industrien. Es

sieht nicht so aus, als gelängen den
Gewerkschaften hier große Fortschrit­
te - die noch immer hohe Arbeits­
losigkeit, die konservative Grund­
stimmung im Land - mithin auch
unter den Arbeitern (neben und trotz
erbitterter Einzelkämpfe), die Kluft
zwischen Betriebskämpfen und zen­
traler Gewerkschaftspolitik, das Feh­
len einer politischen Arbeiterpartei
stecken eindeutige Grenzen. Der
stumme Zwang der ökonomischen
Verhältnisse wirkt. Die Gewerkschaf­
ten haben schon beträchtliche Kom­
promisse einstecken müssen; so ist
der Minimallohn nicht auf drei Dol­
lar pro stunde, sondern nur auf 2,5
Dollar erhöht worden, und auch das
Baustreikgesetz ist bereits von der
Tagesordnung abgesetzt.

Der Frauenbewegung erklärte der Prä­
sident' daß Ungleiches nicht unbe­
dingt gleichgemacht werden solle,
daß künftig die Bundeszuschüsse für
Abtreibungen zu unterbleiben hätten,
womit diese ein Privileg für Reiche
werden. Der Zynismus seiner Verkün­
digung löste erbitterte Angriffe aus,
und auch die Schwarzen meldeten
bald öffentlich Zweifel an, ob Garter
wirklich die soziale Gleichberechti­
gung der Schwarzen ("affirmative
action ") so zu fördern gedenke, wie
er es versprochen hatte. Ein anderes
"Reformprogramm " zwecks Verbesse­
rung der Energieversorgung war mit
großer Emphase angekündigt worden.
Ausgehend vom Mangel an strateg i -

D{)
offensiv links 23



Dr. W.läßt grüßen

-Neue Kroneh-:6e1. tung If R . I'0. 10. 1977 ROIf . Bger

Persönlich

Ein Armleuchter
im Lande

des Nordlichtes

Bigler hat es nämlich nicht nur mit
der weiten Ferne und den hohen Per­
sönlichkeiten, sondern auch noch mit
dem Feuilleton. Dieses Zusammen­
treffen fataler Umstände liest sich
dann etwa so:

Rolf R. Bigler aber hat es mit der
weiten Welt und da kann es schon vor­
kommen, daß eine der hohen Persön­
lichkeiten, die es da draußen gibt,
ihm in die Quere kommt und die
Kronen - Zeitungs-Leser grüßen läßt.
'Na servus!', ist man bereits hier ver­
sucht auszurufen. Aber es kommt noch
weit schlimmer.

Er gilt als hochintelligent,
eigenwUlig bis starrsinnig.
Früher, vor elf Jahren, ver­
teidigte er sich noch so:
•'!i~.!11illJ!1~ifer~ü~htig auf
die~a..U~~~ war, cf~nnur
d_e.sJ!!'~,. ~iLd~.Rrmen, an
denen wir interessiert waren,
so. _groß~ü~. Wir haben
ünsere Verantwortung immer
ernst genommen.

Man erinnere sich: es ist noch gar
nicht so lange her, da hatten die vom
''Kurier'' die Idee, die Seiten mit
mehr oder minder albernen Plaude­
reien mit den kapitalkräftigen Kom­
mandidisten und Inserenten dieses
Blattes zu füllen. Da Herbert O. frü­
her Schallplatten besprach, war er
seiner Aufgabe als journalistischer
Stichwortbringer auch durchaus ge­
wachsen.

Was dem ''Kurier'' sein Herbert O.
Glattauer ist der "Kronen - Zeitung"
ihr RoH R. Bigler.

Marcus Wallenberg, Or. e. h.,
geboren am 5. 10. 1899, ver­
heiratet in erster Ehe mit
Dorothee Allen MacKay, 1923,
ein Sohn, Mare Wallenberg,
Selbstmord 1971, eine Tochter,
in zweiter Ehe verheiratet mit
Baronel Marianne de Geer.
Begann seine Banker-laufbahn
im Familienunternehmen der
Stockholm Enskilda Bank, die
1970 mit der Skandinaviska
Bank fusionierte zur: •Skandi­
navislca Enskilda Banken'.

Als Asslstant-Manager fing
Marcus Wallenberg, der seit
Jahrzehnten als der dynamisch­
ste und wohl auch hä.rteste in
der Familie gilt, seine Karriere
an und kletterte im Verlauf der
Jahre immer höher: General­
direktor war er 1948 bis 1958,
Prisident von 1969 bis vor
wenigen Jahren: heute ist er
Ehrenpräsident des Bankhauses.

Wenn die Nation schon nicht mehr
Butter zu erwarten hat, soll sie wenig­
stens mit Weihrauch unterhalten wer­
den. Die scharfen Angriffe Carters
auf die sowjetische Behandlung von
Dissidenten wurden mit breitem Wohl­
wollen aufgenommen und ließen we­
nigstens das patriotische Herz höher
schlagen. Daß Chile, Brasilien und
andere Diktaturen dagegen nur, wenn
überhaupt, mit leisen Tönen kritisiert
wurden, störte hierin nicht, ganz zu
schweigen vom ökonomischen Massen­
elend und der Radikalenverfolgung
im eigenen Land.

Natürlich steckt hinter dem Weih­
rauch die harte Absicht, der Sowjet­
union ein schärferes internationales
Auftreten der USA anzuzeigen. Härte
soll wieder deutlicher neben flexibi­
lität treten und den US-Imperialis­
mus gegenüber den verbündeten im­
perialistischen Ländern, der Dritten
Welt und der Sowjetunion stärken,
alter Hegemonialanspruch im neuen
"trilateralistischen" Gewand. Der
mit viel Pomp abgesetzte Bau des
Bl- Bombers rief durch die Hintertür
neue effizientere und billigere Waf­
fen, also eine neue stufe der Auf­
rüstung herein, in Gestalt der Marsch­
flugkörper (Cruise Missiles) und der
Neutronenbombe, die das amerika­
nische Waffenarsenal flexibilisieren
und erweitern.

Die doppelte

Menschenrechtsmoral

schen Ölreserven, die ein wichtiges
politisches Pfand darstellen, wollte
der Präsident unter anderem durch
höhere Benzinsteuern den fhergiever­
brauch drosseln. Es ist fraglich, ob
der Vorschlag in dieser Fonn über­
haupt ernst gemeint war. Unter dem
Druck der ÖI- und Autoindustrie und
des Massenressentiments gegen jeden
Eingriff in die heilige Autosphäre
brach der Plan rasch zusammen. Mög­
licherweise hatte er ohnehin nur zur
Legitimierung von Subventionen und
Preiserhähungen dienen sollen.

Es handelt sich um einen Versuch
allseitiger Renovie rung der imperia­
listischen Hauptrnacht. Carter nutzt
den ihm gegebenen Vertrauensvor­
schuß offenbar aufs Intensivste für
das bürgerliche Ordnungsgeschäft.

(gekürzt aus: "Links", Oktober 1977)
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LATEINAMERIKA ANDERS
*R.H.

1050 Wien, Schönbrunner­
straße 24/23, Tel. 57 -38 0293
- und erscheint vier mal jähr­
lich. Einzelpreis S 20, -,

Abonnement S 80, - (1 Jahr)

Die Ze itschrift "LATEIN ­
AMERIKA ANDERS" wird
herausgegeben vom Verein
"Inform at ionsgrupp e Late in­
amerika" - I G LA -

Der vollgepampfte Mund macht den
Kronen - Zeitungs-Schreiber trivial­
philosophisch :

"Das Problem: Antworten hat der
Mensch mehr als genug, aber ich
muß jetzt die passenden Fragen fin­
den. "

Der Bankier gesteht trotzdem, daß
er von der Differenz lebt und inve­
stiert :

"Wallenberg selbst zahlt an die 100

Prozent steuern. Was die bürgerliche
Regierung machen solle - ob ich das
wisse? ..

Bitt' Sie Herr Wallenberg, - das
wollen Sie von einem Journalisten
wissen, dem nicht einmal die passen­
den Fragen einfallen?

So kann denn Bigler nur berichten,
daß Wallenberg aus einer Wikinger­
familie stammt und im Ausland
"Banking" gelernt hat. Denn in
Schweden kann man das nicht lernen.
dort kann man nur ..täglich Süd afrika
anklagen, statt die eigene Wirtschafts­
lage nachzurechnen".

Schlimm. Schlimm.

"Ich bin froh. in Schweden nicht
jung sein zu müssen", meint Bigler.
Das ist den Schweden auch durchaus
zu gönnen.

Aber warum, um alles in der Welt.
schreibt dieser Mensch ausgerechnet
bei uns?

"Der Schwarze..... - gemeint ist der
in eine raunende Verbeugung überge­
gangene Kellner - "bittet um den
Vorzug, meinem Aktenkoffer tragen
zu dürfen. Er bittet um meinen Akten­
koffer. Er nimmt meinen Aktenkoffer

Herr Bigler! Schon klar, daß Sie für
Zeilenhonorar schreiben müssen, aber
übertreiben sollten Sie nun doch nicht.
Doch jetzt passiert's:

"Der oberste Ober..... - beim Mili­
tär nennen sie den, glaube ich, Oberst­
leutnant - "tritt mitten in meine Ge-

danken. "

Igitt! (Mir geht das auch immer so.
Kaum schaut man einmal nicht auf
den Gehsteig ••• Man sollte Hunde
in der stadt überhaupt verbieten.)

Doch jetzt steht Bigler endlich Mar­
cus Wallenberg gegenüber. "Ich
schweige. Nicht voller Hintersinn,
aber mit einem Kaviarbrötchen auf
der Zunge ...

Schwedens obersten stoßspieler zu
treffen. Noch ist es allerdings nicht
soweit. Was tut daher unser Journa­
list? "Ich warte erfolglos in einer
Ecke ... Immerhin. ein Satz, den man
ihm getrost glauben darf.

"Um 18.05 Uhr schlendert ein Ober
vorbei, grüßt. verschwindet, kommt
wieder, geht in eine Verbeugung über
und raunt mir ins rechte Ohr." Am
anderen ist Bigler vermutlich ohnehin
taub.

"Schweden ist das gewisse Etwas, das
faul ist im staate Dänemark. Schlim ­
mer. Es ist die totale Sozialdemokra­
tie auf dem Wege zur totalitären...

Wenn das einen nicht vom Sitz reißt.
Da glaubte man immer, daß die
schwedische SP nach jahrzehntelanger
Regierung nun in der Opposition ist.
dabei ist Schweden nicht nur ein
faules B:was. das in Dänemark herum­
liegt. sondern die Sozialdemokratie.
Und wahrlich. schlimm geht's dort zu:

"Es gibt Redefreiheit. Meinungsfrei­
heit. Glaubensfreiheit. Keiner indes
nimmt sie in Anspruch. weil die
Schweden. autoritätsgläubig alle das­
selbe glauben wollen. Kritik wird lei­
ser geflüstert als im Osten...

Zuständ' sind das, fast so schlimm wie
in der ''Kronen- Zeitung".

,,' Radio Sverige' ", so Bigler. "sorgt
für das tägliche Quantum Desinforma­
tion". Die ist so arg, daß sich die
dort während der Dauer von Biglers
Aufenthalt nicht einmal mit dem rich­
tigen Namen meldeten. Der lautet

nämlich Sveriges Radio.

- nein, keine Linkspartei, so schlimm
denn nun auch wieder nicht -

"••• den Freitod, einen nahen Ver­
wandten, humanitär tätig 1944 in
Budapest, ließen die Sowjets auf
immer verschwinden, ••• "

- gewiß aber erst nach der Befreiung
von Budapest am 13. Februar 1945 -

"••• während des Krieges pokerte
Wallenberg mit den Alliierten, was
er gewann. hat er für Schweden ge­
wonnen••• "

- diese Verteidigung sollte sich unbe­
dingt jeder, der wegen verbotener
Hasardspiele angeklagt wird. merken.

Da sitzt er also nun, der ~1f R. Big­
ler, im stockholmer Parkhotel um

Aber da Bigler nun einmal in Schwe­
den ist. macht er sich an eine Persön­
lichkeit heran, und zwar nicht an
irgendeine. sondern an "Schwedens
bedeutendsten Mann ": Marcus Wallen­
berg. Doktor ehrenhalber und Bankier
geschäftshalber. "Einer von den Leu­
ten. die Schweden reich machten. "
Na klar, wer denn auch sonst?

Ein "Mann, um den es wetterleuchtet
vor Schicksal - sein einziger Sohn
wählte 1971 .....
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Dienstag. 13. Dezember 1977

AUSTROMARXISMUS:

THEORIE UND PRAXIS (Teil 2) ­
ARBEITERBEWEGUNG UND
DIE OFFENSIVE DES FASCHISMUS

Franz West
(ehern. Chefredakteur der
"Volksstimme ")

Dienstag. 10.Jänner 1978

1934-1938

DER AUSTROFASCHISMUS UND DIE
ANTIFASCHISTISCHE GEGENWEHR

Franz West
(1934-1938 war F. W. leitender

Funktionär der illegalen KPÖ)

~g. 24.Jänner 1978

ÖSTERREICH UNTER HITLER UND

DER ANTIFASCHISTISCHE
WIDERSTAND

Dr. Neugebauer

(Dokumentationsarchiv des
österreichischen Widerstands)

Dienstag. 7. Februar 1978

DIE PROVISORISCHE REGIERUNG

1945

Hella Postranecky- Altmann
(Unterstaatssekretärin in der
provisorischen Regierung)

Dienstag. 21, Februar 1978

DIE POLITISCHE UND
ÖKONOMISCHE ENTWICKLUNG
IM NACHKRIEGSÖSTERREICH ­
PARTEIEN UND ÖGB

Egon Kodicek

(ehemaliger Sekretär des ÖGB)

~ag. 7. März 1978

DER 20. PARTEITAG DER KPdSU

UND DIE AUSWIRKUNGEN AUF

DIE KPÖ

Leopold Spira

Dienstag. 21. März 1978

DAS JAHR 1968 UND ÖSTERREICH

Paul Kolm

(Soziologe; ehemaliger Vorsitzen­
der der Vereinigung Demokrati­
scher studenten)

Dienstag. 4. April 1978

GESELLSCHAFTLICHE
PERSPEKTIVE HEUTE
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